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Diese Verbraucherinformation beinhaltet u. a. eine Sammlung von Bedingungswer-
ken, die für die genannten Haftpflichtversicherungen Vertragsgrundlage sein kön-
nen. Für Ihren Vertrag gelten aber nur die für das jeweils gewählte Produkt gültigen
und im Versicherungsschein ausdrücklich genannten Versicherungsbedingungen.
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Allgemeine Vertragsinformationen
gemäß §§ 7, 8 Versicherungsvertragsgesetz (VVG) 

in Verbindung mit § 1 der Verordnung über Informationspflichten bei Versicherungsverträgen (VVG-InfoV)

1. Identität des Versicherers

VHV Allgemeine Versicherung AG
 Rechtsform: Aktiengesellschaft
 Registergericht: Amtsgericht Hannover
 Registernummer: HRB 57331

USt-IdNr.: DE 815 099 837

 Postanschrift: 30138 Hannover
Hausanschrift und  
Sitz der Gesellschaft: VHV-Platz 1

30177 Hannover
(ladungsfähige Anschrift)

 Vorstand: Thomas Voigt, Sprecher,
Dr. Thomas Diekmann,
Dr. Sebastian Reddemann,
Dr. Angelo O. Rohlfs

Vorsitzender 
des Aufsichtsrates: Uwe H. Reuter

2. Hauptgeschäftstätigkeit des Versicherers

 Die VHV Allgemeine Versicherung AG betreibt das Versicherungsgeschäft in
den folgenden Versicherungssparten:
–  Kraftfahrtversicherung,
–  Allgemeine Haftpflichtversicherung,
– Sachversicherung inkl. Technische Versicherung,
–  Unfallversicherung,
– Kautionsversicherung.

3. Versicherungsbedingungen und Tarifbestimmungen

 Für das Versicherungsverhältnis zwischen Ihnen und uns gelten der Antrag, 
die gesetzlichen Bestimmungen und die Allgemeinen Versicherungsbedin-
gungen sowie die für die einzelnen Versicherungsarten geltenden Besonde-
ren Bedingungen, Zusatzbedingungen, Tarifbestimmungen und Sonderver-
einbarungen.

4. Wesentliche Merkmale der Versicherungsleistung

 Die Angaben über Art, Umfang und Fälligkeit unserer Leistungen entnehmen
Sie bitte dem Versicherungsantrag, dem Versicherungsschein und den Ver-
tragsbestimmungen.

5. Gesamtpreis der Versicherung

Die Höhe der Einzelbeiträge, der zu entrichtende Gesamtbeitrag einschließlich
der gesetzlichen Versicherungsteuer und der Zeitraum, für den der Beitrag zu
zahlen ist, sind im Antrag und im Versicherungsschein ausgewiesen.

6. Zusätzliche Kosten

 Bei Beitragsrückständen berechnen wir Mahnkosten; bei Rückläufern im
Lastschriftverfahren behalten wir uns vor, Ihnen die Bankgebühren in Rech-
nung zu stellen. Weitere Gebühren oder Kosten, z. B. für die Antragsbear-
beitung werden nicht erhoben. Falls besondere Kosten für Telekommunika-
tionsgebühren anfallen, die über die normalen Telefonkosten hinausgehen,
werden diese bei der jeweiligen Telefonnummer angegeben.

7. Beitragszahlung

 Die Beiträge sind zum jeweiligen Fälligkeitstermin zu zahlen. Diese Termine, 
die Zahlungsart und die Zahlungsweise können Sie Ihrem Versicherungs-
schein entnehmen.

8. Gültigkeitsdauer des Angebots

 Den Ihnen überreichten Angebots- und Antragsunterlagen liegen die Bei-
träge, Versicherungsleistungen, Versicherungsbedingungen und Verbrau-
cherinformationen zugrunde, die zum Zeitpunkt der Aushändigung gelten.

9. Zustandekommen des Vertrags

 Grundsätzlich kommt der Versicherungsvertrag durch Ihre und unsere in-
haltlich übereinstimmende Vertragserklärung (Willenserklärungen) zustande,
wenn Sie Ihre Vertragserklärung nicht innerhalb von 14 Tagen widerrufen. 

 Im Fall von Abweichungen von Ihrem Antrag oder den getroffenen Vereinba-
rungen sind diese – einschließlich Belehrung und Hinweisen auf die damit
verbundenen Rechtsfolgen – in Ihrem Versicherungsschein gesondert aufge-
führt. 00
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 Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein angegebe-
nen Zeitpunkt, wenn der Erstbeitrag unverzüglich nach Ablauf von 14 Tagen 
nach Zugang des Versicherungsscheins bezahlt worden ist. Für den Fall, 
dass Sie den ersten oder einmaligen Beitrag nicht unverzüglich, sondern zu 
einem späteren Zeitpunkt zahlen, beginnt der Versicherungsschutz erst ab 
diesem Zeitpunkt, es sei denn, Sie haben die verspätete Zahlung nicht zu 
vertreten.

 Der Versicherungsschutz kann (weil z. B. noch Einzelheiten der Vertragsge-
staltung zu klären sind) auch aufgrund einer vorläufigen Deckungszusage 
in Kraft treten. Diese ist zunächst ein eigenständiger Versicherungsvertrag, 
der insbesondere nach endgültigem Abschluss der Vertragsverhandlungen 
oder Vorlage des Versicherungsscheins über den endgültigen Versicherungs-
schutz endet.

10. Widerrufsbelehrung

 Abschnitt 1 – Widerrufsrecht, Widerrufsfolgen und besondere Hinweise

Widerrufsrecht

 Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb einer Frist von 14 Tagen ohne
Angabe von Gründen in Textform (z. B. Brief, Fax, E-Mail) widerrufen.

Die Widerrufsfrist beginnt, nachdem Ihnen
– der Versicherungsschein,
–  die Vertragsbestimmungen, einschließlich der für das Vertragsverhält-

nis geltenden Allgemeinen Versicherungsbedingungen, diese wiede-
rum einschließlich der Tarifbestimmungen,

– diese Belehrung,
–  das Informationsblatt zu Versicherungsprodukten, dies allerdings nur,

wenn Sie Ihre Vertragserklärung als Verbraucher abgegeben haben,
–  und die weiteren in Abschnitt 2 aufgeführten Informationen
jeweils in Textform zugegangen sind.

 Zur Wahrung der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Absendung des 
Widerrufs. Der Widerruf ist zu richten an:
VHV Allgemeine Versicherung AG, 30138 Hannover
Fax: +49.511.907-89 99, E-Mail: service@vhv.de 

Widerrufsfolgen

 Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet der Versicherungsschutz und 
wir erstatten Ihnen den auf die Zeit nach Zugang des Widerrufs entfal-
lenden Teil des Beitrages, wenn Sie zugestimmt haben, dass der Versi-
cherungsschutz vor dem Ende der Widerrufsfrist beginnt. Den Teil des 
Beitrages, der auf die Zeit bis zum Zugang des Widerrufs entfällt, dürfen 
wir in diesem Fall einbehalten; dabei handelt es sich um einen Betrag, der 
sich wie folgt berechnet:

 Anzahl der Tage,  
an denen  
Versicherungsschutz  
bestanden hat

Die Erstattung zurückzuzahlender Beträge erfolgt unverzüglich, spätestens 
30 Tage nach Zugang des Widerrufs. 

Beginnt der Versicherungsschutz nicht vor dem Ende der Widerrufsfrist, hat 
der wirksame Widerruf zur Folge, dass empfangene Leistungen zurückzuge-
währen und gezogene Nutzungen (z. B. Zinsen) herauszugeben sind.

Besondere Hinweise

Ihr Widerrufsrecht erlischt, wenn der Vertrag auf Ihren ausdrücklichen 
Wunsch sowohl von Ihnen als auch von uns vollständig erfüllt ist, bevor Sie 
Ihr Widerrufsrecht ausgeübt haben.

Abschnitt 2 – Auflistung der für den Fristbeginn erforderlichen weite-
ren Informationen

Hinsichtlich der in Abschnitt 1 Satz 2 genannten weiteren Informationen 
werden die Informationspflichten im Folgenden im Einzelnen aufgeführt:

Informationspflichten bei allen Versicherungszweigen

Der Versicherer hat Ihnen folgende Informationen zur Verfügung zu stellen:

1.  die Identität des Versicherers und der etwaigen Niederlassung, über
die der Vertrag abgeschlossen wer-den soll; anzugeben ist auch das
Handelsregister, bei dem der Rechtsträger eingetragen ist, und die zu-
gehörige Registernummer;

1/30 des Monatsbeitrags bzw. 
x 1/90 des Vierteljahresbeitrags bzw. 

1/180 des Halbjahresbeitrags bzw. 
1/360 des Jahresbeitrags
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12.  Beendigung des Vertrags

 Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr verlängert sich der Ver-
trag um jeweils ein Jahr, wenn nicht Ihnen oder uns spätestens drei Monate 
vor dem Ablauf des Versicherungsjahres eine Kündigung zugegangen ist.

 Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr und bei Verträgen, die
von vornherein einen festen Endtermin vorsehen, endet der Vertrag, ohne
dass es einer Kündigung bedarf, zum vorgesehenen Zeitpunkt. 

Im Übrigen besteht ein Kündigungsrecht auch in folgenden Fällen:
–  für den Versicherer und den Versicherungsnehmer nach dem Versiche-

rungsfall,
– für den Versicherer bei Nichtzahlung der Folgeprämie,
– für den Versicherungsnehmer bei Beitragserhöhung.

 Einzelheiten können Sie den nachfolgend abgedruckten Allgemeinen Be-
dingungen entnehmen. Gesetzliche Kündigungsrechte bleiben hiervon un-
berührt.

13. Anzuwendendes Recht, zuständiges Gericht

 Auf den Vertrag und die vorvertraglichen Beziehungen ist das Recht der Bun-
desrepublik Deutschland anwendbar. Der allgemeine Gerichtsstand für Kla-
gen gegen uns ist Hannover. Als natürliche Person können Sie aber auch an
dem Gericht klagen, in dessen Bezirk Sie zur Zeit der Klageerhebung Ihren
festen Wohnsitz haben oder, in Ermangelung eines solchen, Ihr gewöhnli-
cher Wohnsitz liegt. Für den Fall, dass Sie Ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen 
Aufenthalt außerhalb Deutschlands verlegt haben oder Ihr Wohnsitz oder
gewöhnlicher Aufenthalt im Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt ist,
bestimmt sich abweichend von vorgenannter Regelung die gerichtliche Zu-
ständigkeit nach unserem Sitz.

14. Anzuwendende Sprache

 Die Vertragsbedingungen und Informationen teilen wir in deutscher Sprache
mit; während der Laufzeit dieses Vertrags kommunizieren wir mit Ihnen in
deutscher Sprache.

15.  Außergerichtliche Beschwerde- und Rechtsbehelfsverfahren

 Wenn es sich beim Versicherungsnehmer um einen Verbraucher oder um eine
Person handelt, die sich in verbraucherähnlicher Lage befindet, gilt:

 Bei Streitigkeiten in Versicherungsangelegenheiten können Sie sich an den
Ombudsmann für Versicherungen wenden.

 Die VHV Allgemeine Versicherung AG ist Mitglied im Verein 
Versicherungs ombudsmann e.V.
Postfach 08 06 32, 10006 Berlin
Tel.: 0800 3696000
E-Mail: beschwerde@versicherungsombudsmann.de
Internet: www.versicherungsombudsmann.de

 Der Ombudsmann für Versicherungen ist eine unabhängige und kostenfrei 
arbeitende Schlichtungsstelle. Wir haben uns verpflichtet, an dem Schlich-
tungsverfahren teilzunehmen und erkennen die Entscheidungen des Om-
budsmanns bis zu einem Streitwert von 10.000 EUR als verbindlich an. Die 
Möglichkeit, den Rechtsweg zu beschreiten, bleibt davon unberührt.

 Wenn Sie diesen Vertrag online (z. B. über eine Webseite oder per E-Mail) abge-
schlossen haben, können sich mit ihrer Beschwerde auch online an die Platt-
form http://ec.europa.eu/consumers/odr/ wenden. Ihre Beschwerde wird dann 
über diese Plattform an den Versicherungsombudsmann weitergeleitet.

16. Aufsichtsbehörde

 Wenn Sie als Versicherungsnehmer mit der Betreuung durch uns als Ver-
sicherer nicht zufrieden sind oder Meinungsverschiedenheiten bei der Ver-
tragsabwicklung auftreten, können Sie sich auch an die Bundesanstalt für
Finanzdienstleistungsaufsicht wenden. Wir unterliegen als Versicherer der
Aufsicht der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht.

Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin)
Sektor Versicherungsaufsicht
Graurheindorfer Straße 108, 53117 Bonn
Telefon:  0800 2 100 500
E-Mail:  poststelle@bafin.de
Internet:  www.bafin.de

Bitte beachten Sie, dass die BaFin keine Schiedsstelle ist und einzelne Streit-
fälle nicht verbindlich entscheiden kann.

17. Hinweis für bestehende Verträge

 Wenn der Vertrag vor dem 18. November 2005 abgeschlossen wurde, gilt die 
Mitgliedschaft in der VHV Vereinigte Hannoversche Versicherung a. G. fort. 

2.  die ladungsfähige Anschrift des Versicherers und jede andere Anschrift,
die für die Geschäftsbeziehung zwischen dem Versicherer und Ihnen
maßgeblich ist, bei juristischen Personen, Personenvereinigungen oder
-gruppen auch den Namen eines Vertretungsberechtigten; soweit die Mit-
teilung durch Übermittlung der Vertragsbestimmungen einschließlich der
Allgemeinen Versicherungsbedingungen erfolgt, bedürfen die Informatio-
nen einer hervorgehobenen und deutlich gestalteten Form;

3. die Hauptgeschäftstätigkeit des Versicherers;

4.  die wesentlichen Merkmale der Versicherungsleistung, insbesondere An-
gaben über Art, Umfang und Fälligkeit der Leistung des Versicherers;

5.  den Gesamtpreis der Versicherung einschließlich aller Steuern und
sonstigen Preisbestandteile, wobei die Beiträge einzeln auszuweisen
sind, wenn das Versicherungsverhältnis mehrere selbstständige Versi-
cherungsverträge umfassen soll, oder, wenn ein genauer Preis nicht an-
gegeben werden kann, Angaben zu den Grundlagen seiner Berechnung, 
die Ihnen eine Überprüfung des Preises ermöglichen;

6. a)  gegebenenfalls zusätzlich anfallende Kosten unter Angabe des ins-
gesamt zu zahlenden Betrages sowie mögliche weitere Steuern, Ge-
bühren oder Kosten, die nicht über den Versicherer abgeführt oder 
von ihm in Rechnung gestellt werden;

b)  alle Kosten, die Ihnen für die Benutzung von Fernkommunikations-
mitteln entstehen, wenn solche zusätzlichen Kosten in Rechnung
gestellt werden;

7.  Einzelheiten hinsichtlich der Zahlung und der Erfüllung, insbesondere
zur Zahlungsweise der Beiträge;

8.  die Befristung der Gültigkeitsdauer der zur Verfügung gestellten Infor-
mationen, beispielsweise die Gültigkeitsdauer befristeter Angebote,
insbesondere hinsichtlich des Preises;

9.  Angaben darüber, wie der Vertrag zustande kommt, insbesondere über
den Beginn der Versicherung und des Versicherungsschutzes sowie die 
Dauer der Frist, während der der Antragsteller an den Antrag gebunden
sein soll;

10.  das Bestehen oder Nichtbestehen eines Widerrufsrechts sowie die Be-
dingungen, Einzelheiten der Ausübung, insbesondere Namen und An-
schrift derjenigen Person, gegenüber der der Widerruf zu erklären ist,
und die Rechtsfolgen des Widerrufs einschließlich Informationen über
den Betrag, den Sie im Falle des Widerrufs gegebenenfalls zu zahlen
haben; soweit die Mitteilung durch Übermittlung der Vertragsbestim-
mungen einschließlich der Allgemeinen Versicherungsbedingungen er-
folgt, bedürfen die Informationen einer hervorgehobenen und deutlich
gestalteten Form;

11. a) Angaben zur Laufzeit des Vertrages;
b) Angaben zur Mindestlaufzeit des Vertrages;

12.  Angaben zur Beendigung des Vertrages, insbesondere zu den vertragli-
chen Kündigungsbedingungen einschließlich etwaiger Vertragsstrafen;
soweit die Mitteilung durch Übermittlung der Vertragsbestimmungen
einschließlich der Allgemeinen Versicherungsbedingungen erfolgt, be-
dürfen die Informationen einer hervorgehobenen und deutlich gestalte-
ten Form;

13.  das auf den Vertrag anwendbare Recht, eine Vertragsklausel über das
auf den Vertrag anwendbare Recht oder über das zuständige Gericht;

14.  die Sprachen, in denen die Vertragsbedingungen und die in diesem Ab-
schnitt genannten Vorabinformationen mitgeteilt werden, sowie die Spra-
chen, in denen sich der Versicherer verpflichtet, mit Ihrer Zustimmung die
Kommunikation während der Laufzeit dieses Vertrags zu führen;

15.  einen möglichen Zugang für Sie zu einem außergerichtlichen Be-
schwerde- und Rechtsbehelfsverfahren und gegebenenfalls die Vor-
aussetzungen für diesen Zugang; dabei ist ausdrücklich darauf hinzu-
weisen, dass die Möglichkeit für Sie, den Rechtsweg zu beschreiten,
hiervon unberührt bleibt;

16.  Name und Anschrift der zuständigen Aufsichtsbehörde sowie die Mög-
lichkeit einer Beschwerde bei dieser Aufsichtsbehörde.

Ende der Widerrufsbelehrung

11. Laufzeit des Vertrags

 Die Versicherungsdauer beträgt in der Regel mindestens ein Jahr. Nach
Ablauf des ersten Versicherungsjahres verlängert sich der jeweilige Vertrag
stillschweigend von Jahr zu Jahr, wenn er nicht fristgemäß gekündigt wird.
Etwaige Besonderheiten ergeben sich aus dem Antrag oder dem Versiche-
rungsschein.



Mitteilung nach § 19 Abs. 5 Versicherungsvertragsgesetz (VVG)
über die Folgen einer Verletzung der gesetzlichen Anzeigepflicht

Welche vorvertraglichen Anzeigepflichten bestehen?

Sie sind bis zur Abgabe Ihrer Vertragserklärung verpflichtet, alle
Ihnen bekannten gefahrerheblichen Umstände, nach denen wir
in Textform gefragt haben, wahrheitsgemäß und vollständig
anzuzeigen. Wenn wir nach Ihrer Vertragserklärung, aber vor
Vertragsannahme in Textform nach gefahrerheblichen Umstän-
den fragen, sind Sie auch insoweit zur Anzeige verpflichtet.

Welche Folgen können eintreten, wenn eine vorvertragliche
Anzeigepflicht verletzt wird?

1. Rücktritt und Wegfall des Versicherungsschutzes

Verletzen Sie die vorvertragliche Anzeigepflicht, können wir
vom Vertrag zurücktreten. Dies gilt nicht, wenn Sie nachwei-
sen, dass weder Vorsatz noch grobe Fahrlässigkeit vorliegt.

Bei grob fahrlässiger Verletzung der Anzeigepflicht haben
wir kein Rücktrittsrecht, wenn wir den Vertrag auch bei
Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu
anderen Bedingungen, geschlossen hätten.

Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz.
Erklären wir den Rücktritt nach Eintritt des Versicherungsfal-
les, bleiben wir dennoch zur Leistung verpflichtet, wenn Sie
nachweisen, dass der nicht oder nicht richtig angegebene
Umstand
– weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versiche-

rungsfalles
– noch für die Feststellung oder den Umfang unserer Leis -

tungspflicht
      ursächlich war. Unsere Leistungspflicht entfällt jedoch,

wenn Sie die Anzeigepflicht arglistig verletzt haben.

 Bei einem Rücktritt steht uns der Teil des Beitrags zu, wel-
cher der bis zum Wirksamwerden der Rücktrittserklärung
abgelaufenen Vertragszeit entspricht.  

2. Kündigung

Können wir nicht vom Vertrag zurücktreten, weil Sie die vor-
vertragliche Anzeigepflicht lediglich einfach fahrlässig oder
schuldlos verletzt haben, können wir den Vertrag unter Ein-
haltung einer Frist von einem Monat kündigen.

Unser Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn wir den
Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände,
wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hätten.

3. Vertragsänderung

Können wir nicht zurücktreten oder kündigen, weil wir den
Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Gefahrum-

stände, wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen
hätten, werden die anderen Bedingungen auf unser Verlan-
gen Vertragsbestandteil. Haben Sie die Anzeigepflicht fahr-
lässig verletzt, werden die anderen Bedingungen rückwir-
kend Vertragsbestandteil. Haben Sie die Anzeigepflicht
schuldlos verletzt, werden die anderen Bedingungen erst ab
der laufenden Versicherungsperiode Vertragsbestandteil. 

      Erhöht sich durch die Vertragsänderung der Beitrag um
mehr als 10 % oder schließen wir die Gefahrabsicherung für
den nicht angezeigten Umstand aus, können Sie den Ver-
trag innerhalb eines Monats nach Zugang unserer Mitteilung
über die Vertragsänderung fristlos kündigen. Auf dieses
Recht werden wir Sie in unserer Mitteilung hinweisen.

4. Ausübung unserer Rechte

Wir können unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung
oder zur Vertragsänderung nur innerhalb eines Monats
schriftlich geltend machen. Die Frist beginnt mit dem Zeit-
punkt, zu dem wir von der Verletzung der Anzeigepflicht, die
das von uns geltend gemachte Recht begründet, Kenntnis
erlangen. Bei der Ausübung unserer Rechte haben wir die
Umstände anzugeben, auf die wir unsere Erklärung stützen.
Zur Begründung können wir nachträglich weitere Umstände
angeben, wenn für diese die Frist nach Satz 1 nicht verstri-
chen ist.

Wir können uns auf die Rechte zum Rücktritt, zur Kündi-
gung oder zur Vertragsänderung nicht berufen, wenn wir
den nicht angezeigten Gefahrumstand oder die Unrichtig-
keit der Anzeige kannten.

Unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung und zur Ver-
tragsänderung erlöschen mit Ablauf von fünf Jahren nach
Vertragsschluss. Dies gilt nicht für Versicherungsfälle, die
vor Ablauf dieser Frist eingetreten sind. Die Frist beträgt
zehn Jahre, wenn Sie die Anzeigepflicht vorsätzlich oder
arglistig verletzt haben.

5. Stellvertretung durch eine andere Person

Lassen Sie sich bei Abschluss des Vertrages durch eine
andere Person vertreten, so sind bezüglich der Anzeige-
pflicht, des Rücktritts, der Kündigung, der Vertragsände-
rung und der Ausschlussfrist für die Ausübung unserer
Rechte die Kenntnis und Arglist Ihres Stellvertreters als
auch Ihre eigene Kenntnis und Arglist zu berücksichtigen.
Sie können sich darauf, dass die Anzeigepflicht nicht vor-
sätzlich oder grob fahrlässig verletzt worden ist, nur beru-
fen, wenn weder Ihrem Stellvertreter noch Ihnen Vorsatz
oder grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt.

Sehr geehrte Versicherungsnehmerin, sehr geehrter Versicherungsnehmer,

damit wir Ihren Versicherungsantrag ordnungsgemäß prüfen können, ist es notwendig, dass Sie die von uns gestellten Fragen wahr-
heitsgemäß und vollständig beantworten. Es sind auch solche Umstände anzugeben, denen Sie nur geringe Bedeutung beimessen.

Angaben, die Sie nicht gegenüber dem Versicherungsvermittler machen möchten, sind unverzüglich und unmittelbar gegenüber der
VHV Allgemeine Versicherung AG, VHV-Platz 1, 30177 Hannover schriftlich nachzuholen.

Bitte beachten Sie, dass Sie Ihren Versicherungsschutz gefährden, wenn Sie unrichtige oder unvollständige Angaben machen.
Nähere Einzelheiten zu den Folgen einer Verletzung der Anzeigepflicht können Sie der nachstehenden Information entnehmen.
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Hinweise zum Aufbau und zur Anwendung

Teil A enthält Regelungen zur Ausgestaltung des Versicherungsschutzes in der Haftpflichtversicherung.

− Abschnitt A1 gilt für die allgemeinen und besonderen Risiken als privater Tierhalter.
− Abschnitt A2 gilt für Schäden nach dem Umweltschadengesetz (Besonderes Umweltrisiko).
− Abschnitt A3 gilt für Forderungsausfallrisiken

Die Gemeinsamen Bestimmungen zu Teil A enthalten Regelungen zum Abtretungsverbot, zur Beitragsregulierung und zur Beitrags-
angleichung.

Teil B enthält Regelungen über allgemeine Rechte und Pflichten der Vertragsparteien.

− Abschnitt B1 regelt Beginn des Versicherungsschutzes und Beitragszahlung.
− Abschnitt B2 regelt Dauer und Ende des Vertrags/Kündigung.
− Die Abschnitte B3 und B4 enthalten Obliegenheiten des Versicherungsnehmers und weitere Bestimmungen.

Maßgeblich für den Versicherungsschutz sind der gesamte Bedingungstext, der Versicherungsschein und seine Nachträge.

Allgemeine Versicherungsbedingungen für die 
Private Tierhalter-Haftpflichtversicherung KLASSIK-GARANT 
(AVB Tierhalter-Haftpflicht Klassik-Garant 2017)
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Teil A

Abschnitt A1 

Privates Tierhalterhaftpflichtrisiko

A1-1  Versicherte Eigenschaften, Tätigkeiten 
(versichertes Risiko) 

A1-2  Regelungen zu mitversicherten Personen und zum 
Verhältnis zwischen den Versicherten 
(Versicherungsnehmer und mitversicherten 
Personen) 

A1-3  Versicherungsschutz, Versicherungsfall 

A1-4  Leistungen der Versicherung und Vollmacht des 
Versicherers 

A1-5  Begrenzung der Leistungen (Versicherungssumme, 
Jahreshöchstersatzleistung, Serienschaden, 
Selbstbeteiligung) 

A1-6  Besondere Regelungen für einzelne Risiken des 
privaten Tierhalters (Versicherungsschutz, Risiko-
begrenzungen und besondere Ausschlüsse) 

A1-6.1 Allgemeines Umweltrisiko

A1-6.2 Abwässer

A1-6.3 Schäden an gemieteten Sachen 
(Mietsachschäden) 

A1-6.4 Nicht versicherungspflichtige Kraftfahrzeuge, 
Kraftfahrzeug-Anhänger 

A1-6.5 Schäden im Ausland 

A1-6.6 Vermögensschäden 

A1-6.7 Sonstige Besondere Regelungen zur 
Tierhalter-Haftpflichtversicherung (allgemein) 

A1-6.8 Besondere Regelungen zur 
Tierhalter-Haftpflichtversicherung für Hunde 

A1-6.9 Besondere Regelungen zur 
Tierhalter-Haftpflichtversicherung für Reit- und 
Zugtiere 

A1-7 Allgemeine Ausschlüsse 

A1-7.1 Vorsätzlich herbeigeführte Schäden 

A1-7.2 Kenntnis der Mangelhaftigkeit oder Schädlichkeit 
von Erzeugnissen, Arbeiten und sonstigen 
Leistungen 

A1-7.3 Ansprüche der Versicherten untereinander 

A1-7.4 Schadensfälle von Angehörigen des Versicherungs-
nehmers und von wirtschaftlich verbundenen 
Personen 

A1-7.5 Leasing, Pacht, Leihe, verbotene Eigenmacht, 
besonderer Verwahrungsvertrag 

A1-7.6 Schäden an hergestellten oder gelieferten Sachen, 
Arbeiten und sonstigen Leistungen 

A1-7.7 Asbest 

A1-7.8 Gentechnik 

A1-7.9 Persönlichkeits- und Namensrechtsverletzungen 

A1-7.10 Anfeindung, Schikane, Belästigung und sonstige 
Diskriminierung 

A1-7.11 Übertragung von Krankheiten 

A1-7.12 Senkungen, Erdrutschungen, 
Überschwemmungen 

A1-7.13 Strahlen 

A1-7.14 Kraftfahrzeuge, Kraftfahrzeug-Anhängern 
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A1-7.15 Luft- und Raumfahrzeuge, Luftlandeplätze 

A1-7.16 Wasserfahrzeuge 

A1-7.17 Schäden im Zusammenhang mit der Übertragung 
elektronischer Daten 

A1-8 Veränderungen des versicherten Risikos 
(Erhöhungen und Erweiterungen) 

A1-9 Neu hinzukommende Risiken 
(Vorsorgeversicherung) 

A1-10 Fortsetzung der Tierhalter-Haftpflichtversicherung 
nach dem Tod des Versicherungsnehmers 

Abschnitt 2

Besondere Umweltrisiken

A2-1 Gewässerschäden 

A2-2 Sanierung von Umweltschäden gemäß 
Umweltschadensgesetz (USchadG) 

Abschnitt 3

Forderungsausfallrisiko

A3-1 Gegenstand der Forderungsausfalldeckung 

A3-2  Leistungsvoraussetzungen 

A3-3 Umfang der Forderungsausfalldeckung 

A3-4  Räumlicher Geltungsbereich 

A3-5  Besondere Ausschlüsse für das Forderungs-
ausfallrisiko 

Gemeinsame Bestimmungen zu Teil A

A(GB)-1  Abtretungsverbot 

A(GB)-2 Veränderungen des versicherten Risikos und 
Auswirkung auf den Beitrag (Beitragsregulierung)

A(GB)-3 Beitragsangleichung und Kündigungsrecht 
nach Betragsangleichung 

Teil B Allgemeiner Teil

Abschnitt B1

Beginn des Versicherungsschutzes, Beitragszahlung

B1-1 Beginn des Versicherungsschutzes 

B1-2 Beitragszahlung, Versicherungsperiode 

B1-3 Fälligkeit des Erst- oder Einmalbeitrags, 
Folgen verspäteter Zahlung oder Nichtzahlung 

B1-4  Folgebeitrag 

B1-5 Lastschriftverfahren 

B1-6 Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung 

Abschnitt B2

Dauer und Ende des Vertrags/Kündigung

B2-1 Dauer und Ende des Vertrags 

B2-2 Kündigung nach Versicherungsfall 

B2-3 Veräußerung und deren Rechtsfolgen 

Abschnitt B3

Anzeigepflicht, Gefahrerhöhung, andere Obliegenheiten

B3-1 Anzeigepflichten des Versicherungsnehmers oder 
seines Vertreters bis zum Vertragsschluss 

B3-2  Gefahrerhöhung (entfällt, da nicht relevant) 

B3-3 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers 

Abschnitt B4

Weitere Regelungen

B4-1 Mehrere Versicherer, Mehrfachversicherung 

B4-2 Erklärungen und Anzeigen, Anschriftenänderung 

B4-3 Vollmacht des Versicherungsvertreters 
(entfällt, da nicht relevant) 

B4-4  Verjährung 

B4-5  Örtlich zuständiges Gericht 

B4-6  Anzuwendendes Recht 

B4-7 Embargobestimmung 

Präambel

Wir garantieren Ihnen, dass die dieser Tierhalter-Haftpflichtversicherung zugrunde liegenden Allgemeinen Versicherungsbedin-
gungen für die Tierhalter-Haftpflichtversicherung (AVB THV) Sie in keinem Punkt schlechter stellen, als die vom Gesamtverband der 
Deutschen Versicherungswirtschaft e.V. (GDV) empfohlenen Musterbedingungen (Stand 2016).

Darüber hinaus garantieren wir auch, dass die Leistungsinhalte dieser Versicherungsbedingungen die Empfehlungen des Arbeits-
kreises Beratungsprozesse (Stand 28.09.2015) voll erfüllen.

Leistungs-Update-Garantie für künftige Leistungsverbesserungen

Werden dem von Ihnen gewählten VHV-Produkt zukünftige Haftpflicht-Versicherungsbedingungen zugrunde gelegt, die ausschließ-
lich zu ihrem Vorteil von den diesem Versicherungsvertrag zugrunde liegenden Bedingungen abweichen, so gelten die verbesserten 
Inhalte der neuen Bedingungen auch für diesen Vertrag. Voraussetzung für die Bedingungsverbesserung ist, dass die verbesserten 
Bedingungen ohne Mehrbeitrag bei künftigen Versicherungsverträgen des gleichen Produkts mitversichert sind. Die Verbesserung 
wird mit Einführung neuer Bedingungen auch für diesen Vertrag sofort wirksam. 
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A1-3 Versicherungsschutz, Versicherungsfall

A1-3.1 Versicherungsschutz besteht für den Fall, dass der 
Versicherungsnehmer wegen eines während der 
Wirksamkeit der Versicherung eingetretenen Scha-
densereignisses (Versicherungsfall), das einen Per-
sonen-, Sach- oder sich daraus ergebenden Vermö-
gensschaden zur Folge hatte, aufgrund

g e s e t z l i c h e r
H a f t p f l i c h t b e s t i m m u n g e n
p r i v a t r e c h t l i c h e n   I n h a l t s

von einem Dritten auf Schadensersatz in Anspruch 
genom men wird.

Schadensereignis ist das Ereignis, als dessen Folge 
die Schädigung des Dritten unmittelbar entstanden 
ist. Auf den Zeitpunkt der Schadensverursachung, 
die zum Schadensereignis geführt hat, kommt es 
nicht an.

A1-3.2 Kein Versicherungsschutz besteht für Ansprüche, 
auch wenn es sich um gesetzliche Ansprüche han-
delt,

a)  auf Erfüllung von Verträgen, Nacherfüllung, aus
Selbstvornahme, Rücktritt, Minderung, auf Scha-
densersatz statt der Leistung;

b)  wegen Schäden, die verursacht werden, um die
Nacherfüllung durchführen zu können;

c)  wegen des Ausfalls der Nutzung des Vertragsge-
genstandes oder wegen des Ausbleibens des mit
der Vertragsleistung geschuldeten Erfolges;

d)  auf Ersatz vergeblicher Aufwendungen im Vertrau-
en auf ordnungsgemäße Vertragserfüllung;

e)  auf Ersatz von Vermögensschäden wegen Verzö-
gerung der Leistung;

f)  wegen anderer an die Stelle der Erfüllung tre-
tender Ersatzleistungen.

A1-3.3  Kein Versicherungsschutz besteht für Ansprüche, 
soweit sie aufgrund einer vertraglichen Vereinbarung 
oder Zusage über den Umfang der gesetzlichen Haft-
pflicht des Versicherungsnehmers hinausgehen.

A1-4  Leistungen der Versicherung und Vollmacht des 
Versicherers

A1-4.1 Der Versicherungsschutz umfasst

a) die Prüfung der Haftpflichtfrage,

b)  die Abwehr unberechtigter Schadensersatzan-
sprüche und

c)  die Freistellung des Versicherungsnehmers von
berechtigten Schadensersatzverpflichtungen.

Berechtigt sind Schadensersatzverpflichtungen
dann, wenn der Versicherungsnehmer aufgrund Ge-
setzes, rechtskräftigen Urteils, Anerkenntnisses oder 
Vergleiches zur Entschädigung verpflichtet ist und 
der Versicherer hierdurch gebunden ist. Anerkennt-
nisse und Vergleiche, die vom Versicherungsnehmer 
ohne Zustimmung des Versicherers abgegeben oder 

Teil A

Abschnitt A1

Private Tierhalter-Haftpflichtversicherung

A1-1 Versicherte Eigenschaften, Tätigkeiten 
(versichertes Risiko)

Versichert ist im Umfang der nachfolgenden Bestim-
mungen die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers als privater Halter des bzw. der im 
Versicherungsschein bezeichneten Tiere.

Sämtliche vorhandenen Tiere derselben Gattung 
müssen zur Beitragsberechnung angegeben werden.

Nicht versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des 
Versicherungsnehmers als Halter von Jagdhunden, 
wenn bereits Versicherungsschutz durch eine Jagd-
haftpflichtversicherung besteht.

A1-2 Regelungen zu mitversicherten Personen und 
zum Verhältnis zwischen den Versicherten 
(Ver sicherungsnehmer und mitversicherte 
Personen)

A1-2.1 Versichert ist die gleichartige gesetzliche Haftpflicht

a)  der Familienangehörigen des Versicherungsneh-
mers,

b)  aller sonstigen mit dem Versicherungsnehmer in
häusliche Gemeinschaft lebenden Personen,

c)  des nicht gewerbsmäßig tätigen Tierhüters und/
oder Fremdreiters in dieser Eigenschaft,

d)  der nicht gewerbsmäßigen Reitbeteiligung (Reit-
beteiligungen sind auf gewisse Dauer angelegte
Rechtsverhältnisse über die regelmäßige Benut-
zung des versicherten Reitpferdes gegen Betei-
ligung an den Unterhaltskosten).

Dabei erstreckt sich der Versicherungsschutz auch 
auf Ansprüche der Tierhüter, Fremdreiter und Reitbe-
teiligten gegen den Versicherungsnehmer. Versichert 
sind darüber hinaus auch etwaige übergangsfähige 
Regressansprüche von Sozialversicherungsträgern, 
privaten Krankenversicherungsträgern, öffentlichen 
und privaten Arbeitgebern wegen Personenschäden.

A1-2.2  Alle für den Versicherungsnehmer geltenden Ver-
tragsbestimmungen sind auf die mitversicherten Per-
sonen entsprechend anzuwenden. Dies gilt nicht für 
die Bestimmungen über die Vorsorgeversicherung 
(A1-9), wenn das neue Risiko nur für eine mitversi-
cherte Person entsteht.

A1-2.3 Unabhängig davon, ob die Voraussetzungen für Risi-
kobegrenzungen oder Ausschlüsse in der Person des 
Versicherungsnehmers oder einer mitversicherten 
Person vorliegen, entfällt der Versicherungsschutz 
sowohl für den Versicherungsnehmer als auch für die 
mitversicherten Personen.

A1-2.4 Die Rechte aus diesem Versicherungsvertrag darf 
nur der Versicherungsnehmer ausüben. Für die Er-
füllung der Obliegenheiten sind sowohl der Ver-
sicherungsnehmer als auch die mitversicherten Per-
sonen verantwortlich.
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geschlossen worden sind, binden den Versicherer 
nur, soweit der Anspruch auch ohne Anerkenntnis 
oder Vergleich bestanden hätte.

Ist die Schadensersatzverpflichtung des Versiche-
rungsnehmers mit bindender Wirkung für den Ver-
sicherer festgestellt, hat der Versicherer den Versi-
cherungsnehmer binnen zwei Wochen vom Anspruch 
des Dritten freizustellen.

A1-4.2 Der Versicherer ist bevollmächtigt, alle ihm zur Ab-
wicklung des Schadens oder Abwehr der Schadens-
ersatzansprüche zweckmäßig erscheinenden Erklä-
rungen im Namen des Versicherungsnehmers abzu-
geben.

Kommt es in einem Versicherungsfall zu einem 
Rechtsstreit über Schadensersatzansprüche gegen 
den Versicherungsnehmer, ist der Versicherer be-
vollmächtigt, den Prozess zu führen. Der Versiche-
rer führt dann den Rechtsstreit auf seine Kosten im 
Namen des Versicherungsnehmers.

A1-4.3 Wird in einem Strafverfahren wegen eines Schadens-
ereignisses, das einen unter den Versicherungsschutz 
fallenden Haftpflichtanspruch zur Folge haben kann, 
die Bestellung eines Verteidigers für den Versiche-
rungsnehmer von dem Versicherer gewünscht oder 
genehmigt, so trägt der Versicherer die gebührenord-
nungsmäßigen oder die mit ihm besonders vereinbar-
ten höheren Kosten des Verteidigers.

A1-4.4  Erlangt der Versicherungsnehmer oder eine mitver-
sicherte Person das Recht, die Aufhebung oder Min-
derung einer zu zahlenden Rente zu fordern, so ist 
der Versicherer bevollmächtigt, dieses Recht auszu-
üben.

A1-5 Begrenzung der Leistungen (Versicherungs-
summe, Serienschaden, Selbstbeteiligung)

A1-5.1 Die Entschädigungsleistung des Versicherers ist bei 
jedem Versicherungsfall auf die vereinbarten Versi-
cherungssummen begrenzt. Dies gilt auch dann, 
wenn sich der Versicherungsschutz auf mehrere ent-
schädigungspflichtige Personen erstreckt.

A1-5.2 Sofern nicht etwas anderes vereinbart wurde, gilt:

Die Entschädigungsleistungen des Versicherers sind 
für alle Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres 
nicht auf das Ein- oder Mehrfache der vereinbarten 
Versicherungssumme begrenzt.

A1-5.3 Mehrere während der Wirksamkeit der Versicherung 
eintretende Versicherungsfälle gelten als ein Versi-
cherungsfall (Serienschaden), der im Zeitpunkt des 
ersten dieser Versicherungsfälle eingetreten ist, wenn 
diese

a) auf derselben Ursache,

b)  auf gleichen Ursachen mit innerem, insbesondere
sachlichem und zeitlichem, Zusammenhang oder

c)  auf der Lieferung von Waren mit gleichen Mängeln
beruhen.

A1-5.4 Falls vereinbart, beteiligt sich der Versicherungs-
nehmer bei jedem Versicherungsfall an der Ent-
schädigungsleistung des Versicherers mit einem im 

Ver sicherungsschein und seinen Nachträgen fest-
gelegten Betrag (Selbstbeteiligung). Auch wenn die 
begründeten Haftpflichtansprüche aus einem Ver-
sicherungsfall die Versicherungssumme übersteigen, 
wird die Selbstbeteiligung vom Betrag der begründe-
ten Haftpflichtansprüche abgezogen. A1-5.1 Satz 1 
bleibt unberührt.

Soweit nicht etwas anderes vereinbart wurde, bleibt 
der Versicherer auch bei Schäden, deren Höhe die 
Selbstbeteiligung nicht übersteigt, zur Abwehr unbe-
rechtigter Schadensersatzansprüche verpflichtet.

A1-5.5 Die Aufwendungen des Versicherers für Kosten wer-
den nicht auf die Versicherungssummen angerech-
net.

A1-5.6 Übersteigen die begründeten Haftpflichtansprüche 
aus einem Versicherungsfall die Versicherungssum-
me, trägt der Versicherer die Prozesskosten im Ver-
hältnis der Versicherungssumme zur Gesamthöhe 
dieser Ansprüche.

A1-5.7 Hat der Versicherungsnehmer an den Geschädigten 
Rentenzahlungen zu leisten und übersteigt der Kapi-
talwert der Rente die Versicherungssumme oder den 
nach Abzug etwaiger sonstiger Leistungen aus dem 
Versicherungsfall noch verbleibenden Restbetrag der 
Versicherungssumme, so wird die zu leistende Rente 
nur im Verhältnis der Versicherungssumme bzw. ihres 
Restbetrages zum Kapitalwert der Rente vom Versi-
cherer erstattet.

Für die Berechnung des Rentenwertes gilt die ent-
sprechende Vorschrift der Verordnung über den Ver-
sicherungsschutz in der Kraftfahrzeug-Haftpflichtver-
sicherung in der jeweils gültigen Fassung zum Zeit-
punkt des Versicherungsfalls.

Bei der Berechnung des Betrags, mit dem sich der 
Versicherungsnehmer an laufenden Rentenzahlungen 
beteiligen muss, wenn der Kapitalwert der Rente die 
Versicherungssumme oder die nach Abzug sonsti-
ger Leistungen verbleibende Restversicherungssum-
me übersteigt, werden die sonstigen Leistungen mit 
ihrem vollen Betrag von der Versicherungssumme 
abgesetzt.

A1-5.8 Falls die von dem Versicherer verlangte Erledigung 
eines Haftpflichtanspruchs durch Anerkenntnis, Be-
friedigung oder Vergleich am Verhalten des Versiche-
rungsnehmers scheitert, hat der Versicherer für den 
von der Weigerung an entstehenden Mehraufwand 
an Entschädigungsleistung, Zinsen und Kosten nicht 
aufzukommen.

A1-6 Besondere Regelungen für einzelne Risiken des 
privaten Tierhalters (Versicherungsschutz, Risi-
kobegrenzungen und besondere Ausschlüsse)

A1-6 regelt den Versicherungsschutz für einzelne 
Risi ken, deren Risikobegrenzungen und die für diese 
Risiken geltenden besonderen Ausschlüsse.

Soweit A1-6 keine abweichenden Regelungen ent-
hält, finden auch auf die in A1-6 geregelten Risiken 
alle anderen Vertragsbestimmungen Anwendung 
(z. B. A1-4 – Leistungen der Versicherung oder A1-7 – 
Allgemeine Ausschlüsse).
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von derartigen Schäden 150 EUR selbst zu tra-
gen.

e)  Pferde- und Hundetransportanhängern (sofern
kein anderweitiger Versicherungsschutz besteht).

 Die Höchstersatzleistung beträgt 5.000 EUR je
Ver sicherungsfall. Der Versicherungsnehmer hat
von derartigen Schäden 250 EUR selbst zu tra-
gen.

A1-6.3.2 Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen sind Haft-
pflichtansprüche wegen

a)  Abnutzung, Verschleiß und übermäßiger Bean-
spruchung,

b)  Schäden an Heizungs-, Maschinen-, Kessel- und
Warmwasserbereitungsanlagen sowie an Elektro- 
und Gasgeräten und allen sich daraus ergebenden 
Vermögensschäden,

c)  Glasschäden, soweit sich der Versicherungsneh-
mer hiergegen besonders versichern kann,

d) Schäden infolge von Schimmelbildung,

e)  Schäden an Sachen, die dem Beruf oder Gewerbe
der versicherten Personen dienen;

f)  Schäden an Schmuck- und Wertsachen, auch
Verlust von Geld, Urkunden und Wertpapieren;

g) Schäden an Kraft-, Luft- und Wasserfahrzeugen.

A1-6.4 Nicht versicherungspflichtige Kraftfahrzeuge, 
Kraftfahrzeug-Anhänger

A1-6.4.1 Versichert ist – abweichend von A1-7.14 – die gesetz-
liche Haftpflicht des Versicherungsnehmers wegen 
Schäden, die verursacht werden durch den Gebrauch 
ausschließlich von folgenden nicht versicherungs-
pflichtigen Kraftfahrzeugen und Kraftfahrzeug-An-
hängern:

a)  nur auf nicht öffentlichen Wegen und Plätzen ver-
kehrende Kraftfahrzeuge ohne Rücksicht auf eine
bauartbedingte Höchstgeschwindigkeit;

b)  Kraftfahrzeuge mit nicht mehr als 6 km/h bauart-
bedingte Höchstgeschwindigkeit;

c)  Stapler mit nicht mehr als 20 km/h bauartbe-
dingter Höchstgeschwindigkeit;

d)  selbstfahrende Arbeitsmaschinen mit nicht mehr
als 20 km/h bauartbedingter Höchstgeschwindig-
keit;

e)  Kraftfahrzeug-Anhänger, die nicht zulassungs-
pflichtig sind oder nur auf nicht öffentlichen
Wegen und Plätzen verkehren.

A1-6.4.2 Für die vorgenannten Fahrzeuge gilt:

Diese Fahrzeuge dürfen nur von einem berechtigten 
Fahrer gebraucht werden. Berechtigter Fahrer ist, 
wer das Fahrzeug mit Wissen und Willen des Verfü-
gungsberechtigten gebrauchen darf. Der Versiche-
rungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass 
das Fahrzeug nicht von einem unberechtigten Fahrer 
gebraucht wird.

A1-6.1 Allgemeines Umweltrisiko

Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht privatrecht-
lichen Inhalts des Versicherungsnehmers wegen 
Schäden durch Umwelteinwirkung.

Schäden durch Umwelteinwirkung liegen vor, wenn 
sie durch Stoffe, Erschütterungen, Geräusche, Druck, 
Strahlen, Gase, Dämpfe, Wärme oder sonstige Er-
scheinungen verursacht werden, die sich in Boden, 
Luft oder Wasser (auch Gewässer) ausgebreitet 
haben.

Zu Schäden nach dem Umweltschadensgesetz siehe 
Abschnitt A2 (besonderes Umweltrisiko).

A1-6.2 Abwässer- und Allmählichkeitsschäden

Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versi-
cherungsnehmers wegen Schäden

a)  durch häusliche Abwässer und durch Abwässer
aus dem Rückstau des Straßenkanals,

b)  die entstehen durch allmähliche Einwirkung der
Temperatur,

c)  von Gasen, Dämpfen, Feuchtigkeit und von Nie-
derschlägen (Rauch, Ruß, Staub und dergleichen).

A1-6.3 Schäden an gemieteten Sachen 
(Mietsachschäden)

Mietsachschäden sind Schäden an fremden, vom 
Versicherungsnehmer gemieteten Sachen und alle 
sich daraus ergebenden Vermögensschäden.

A1-6.3.1 Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versi-
cherungsnehmers wegen Mietsachschäden aus-
schließlich an

a)  Wohnräumen und sonstigen zu privaten Zwecken
gemieteten Räumen in Gebäuden.

 Die Höchstersatzleistung beträgt 1 Mio. EUR je
Versicherungsfall.

b)  beweglichen Sachen in Hotelzimmern, Ferienwoh-
nungen, Ferienhäusern, Pensionen und Schiffska-
binen.

 Die Höchstersatzleistung beträgt 10.000 EUR je
Versicherungsfall. Der Versicherungsnehmer hat
von derartigen Schäden 150 EUR selbst zu tra-
gen.

c)  fremden beweglichen Sachen, auch wenn diese
zu privaten Zwecken gemietet, gepachtet, gelie-
hen wurden oder Gegenstand eines besonderen
Verwahrungsvertrages sind.

 Die Höchstersatzleistung beträgt 10.000 EUR je
Versicherungsfall. Der Versicherungsnehmer hat
von derartigen Schäden 150 EUR selbst zu tra-
gen.

d)  Immobilien und Grundstücken (z. B. Stallungen,
Reithallen und Weiden ...).

 Die Höchstersatzleistung beträgt 10.000 EUR je
Versicherungsfall. Der Versicherungsnehmer hat
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a)  durch vom Versicherungsnehmer (oder in seinem
Auftrag oder für seine Rechnung von Dritten) her-
gestellte oder gelieferte Sachen, erbrachte Arbei-
ten oder sonstige Leistungen;

b)  aus planender, beratender, bau- oder montage-
leitender, prüfender oder gutachterlicher Tätigkeit;

c)  aus Ratschlägen, Empfehlungen oder Weisungen
an wirtschaftlich verbundene Unternehmen;

d) aus Vermittlungsgeschäften aller Art;

e)  aus Auskunftserteilung, Übersetzung sowie Rei-
severanstaltung;

f)  aus Anlage-, Kredit-, Versicherungs-, Grund-
stücks-, Leasing- oder ähnlichen wirtschaftlichen
Geschäften, aus Zahlungsvorgängen aller Art, aus
Kassenführung sowie aus Untreue oder Unter-
schlagung;

g) aus Rationalisierung und Automatisierung;

h)  aus der Verletzung von gewerblichen Schutz-
rechten und Urheberrechten sowie des Kartell- 
oder Wettbewerbsrechts;

i)  aus der Nichteinhaltung von Fristen, Terminen,
Vor- und Kostenanschlägen;

j)  aus Pflichtverletzungen, die mit der Tätigkeit als
ehemalige oder gegenwärtige Mitglieder von Vor-
stand, Geschäftsführung, Aufsichtsrat, Beirat oder
anderer vergleichbarer Leitungs- oder Aufsichts-
gremien /Organe im Zusammenhang stehen;

k)  aus bewusstem Abweichen von gesetzlichen oder
behördlichen Vorschriften, von Anweisungen oder
Bedingungen des Auftraggebers oder aus sonsti-
ger bewusster Pflichtverletzung;

l)  aus dem Abhandenkommen von Sachen, auch
z. B. von Geld, Wertpapieren und Wertsachen;

m)  aus Schäden durch ständige Emissionen (z. B.
Geräusche, Gerüche, Erschütterungen).

A1-6.7 Sonstige Besondere Regelungen zur 
Tierhalter-Haftpflichtversicherung (allgemein)

Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versi-
cherungsnehmers wegen

a)  Schäden durch gewollten und ungewollten
Deckakt,

b) Schäden durch tierische Ausscheidungen,

c) durch Flurschäden.

A1-6.8 Besondere Regelungen zur 
Tierhalter-Haftpflichtversicherung für Hunde

Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versi-
cherungsnehmers

a)  als Halter von Welpen ab deren Geburt bis zum
Ende des ersten Lebensjahres, wenn die Mutter-
tiere über diesen Vertrag versichert sind. Die Ver-
sicherung über diese Zeit hinaus ist besonders zu
vereinbaren;

Der Fahrer des Fahrzeugs darf das Fahrzeug auf öf-
fentlichen Wegen oder Plätzen nur mit der erforder-
lichen Fahrerlaubnis benutzen. Der Versicherungs-
nehmer ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass das 
Fahrzeug nur von einem Fahrer benutzt wird, der die 
erforderliche Fahrerlaubnis hat.

Wenn der Versicherungsnehmer eine dieser Oblie-
genheiten verletzt, gilt B3-3.3 (Rechtsfolgen bei Ver-
letzung von Obliegenheiten).

A1-6.5 Schäden im Ausland

A1-6.5.1 Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versi-
cherungsnehmers wegen im Ausland eintretender 
Ver sicherungsfälle ausschließlich, wenn diese

a)  auf eine versicherte Handlung im Inland bzw. auf
ein im Inland bestehendes versichertes Risiko zu-
rückzuführen sind oder

b)  bei einem vorübergehenden Auslandsaufenthalt
– außerhalb Europas maximal bis zu 5 Jahren –
eingetreten sind.

   Der Geltungsbereich Europa umfasst den Konti-
nent Europa im geografischen Sinn zuzüglich der 
außereuropäischen Anliegerstaaten des Mittel-
meeres, den Kanarischen Inseln, den Azoren und 
Madeira.

Versichert sind hierbei auch Ansprüche gegen den 
Versicherungsnehmer aus § 110 Sozialgesetzbuch 
VII.

A1-6.5.2 Hat der Versicherungsnehmer bei einem Versiche-
rungsfall im Ausland durch behördliche Anordnung 
eine Kaution zur Sicherstellung von Leistungen auf-
grund seiner gesetzlichen Haftpflicht zu hinterlegen, 
stellt der Versicherer dem Versicherungsnehmer 
den erforderlichen Betrag bis zu einer Höhe von 
60.000 EUR zur Verfügung.

Der Kautionsbetrag wird auf eine vom Versicherer zu 
leistende Schadenersatzzahlung angerechnet. Ist die 
Kaution höher als der zu leistende Schadenersatz, so 
ist der Versicherungsnehmer verpflichtet, den Diffe-
renzbetrag zurückzuzahlen. Das gleiche gilt, wenn die 
Kaution als Strafe, Geldbuße oder für die Durchset-
zung nicht versicherter Schadenersatzforderungen 
einbehalten wird oder die Kaution verfallen ist.

A1-6.5.3 Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. 
Soweit der Zahlungsort außerhalb der Staaten, die 
der Europäischen Währungsunion angehören, liegt, 
gelten die Verpflichtungen des Versicherers mit dem 
Zeitpunkt als erfüllt, in dem der Euro-Betrag bei einem 
in der Europäischen Währungsunion gelegenen Geld-
institut angewiesen ist.

A1-6.6 Vermögensschäden

A1-6.6.1 Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Ver-
sicherungsnehmers wegen Vermögensschäden, die 
weder durch Personen- noch durch Sachschäden 
entstanden sind.

A1-6.6.2 Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen sind An-
sprüche wegen Vermögensschäden
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A1-7 Allgemeine Ausschlüsse

Falls im Versicherungsschein oder seinen Nachträ-
gen nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist, 
sind vom Versicherungsschutz ausgeschlossen:

A1-7.1 Vorsätzlich herbeigeführte Schäden

Ausgeschlossen sind Versicherungsansprüche aller 
Personen, die den Schaden vorsätzlich herbeigeführt 
haben.

A1-2.3 findet keine Anwendung.

A1-7.2 Kenntnis der Mangelhaftigkeit oder Schädlichkeit 
von Erzeugnissen, Arbeiten und sonstigen 
Leistungen

Ausgeschlossen sind Versicherungsansprüche aller 
Personen, die den Schaden dadurch verursacht 
haben, dass sie in Kenntnis von deren Mangelhaftig-
keit oder Schädlichkeit

a) Erzeugnisse in den Verkehr gebracht oder

b)  Arbeiten oder sonstige Leistungen erbracht
haben.

A1-2.3 findet keine Anwendung.

A1-7.3 Ansprüche der Versicherten untereinander

Ausgeschlossen sind Ansprüche

a)  des Versicherungsnehmers selbst oder der in
A1-7.4 benannten Personen gegen die mitver-
sicherten Personen,

b)  zwischen mehreren Versicherungsnehmern des-
selben Versicherungsvertrags,

c)  zwischen mehreren mitversicherten Personen
desselben Versicherungsvertrags.

Diese Ausschlüsse erstrecken sich auch auf Ansprü-
che von Angehörigen der vorgenannten Personen, 
die mit diesen in häuslicher Gemeinschaft leben.

A1-7.4 Schadensfälle von Angehörigen des 
Versicherungsnehmers und von wirtschaftlich 
verbundenen Personen

Ausgeschlossen sind Ansprüche gegen den Versi-
cherungsnehmer

a)  aus Schadensfällen seiner Angehörigen, die mit
ihm in häuslicher Gemeinschaft leben oder die zu
den im Versicherungsvertrag sonstigen mitver-
sicherten Personen gehören;

Als Angehörige gelten
–  Ehegatten, Lebenspartner im Sinne des Lebens-

partnerschaftsgesetzes oder vergleichbare Partner-
schaften nach dem Recht anderer Staaten,

– Eltern und Kinder,
– Adoptiveltern und -kinder,
– Schwiegereltern und -kinder,
– Stiefeltern und -kinder,
– Großeltern und Enkel,
– Geschwister sowie

b)  aus der privaten Teilnahme an Hundesportveran-
staltungen (z. B. Turniere, Hunde-/Hundeschlit-
tenrennen, Agility-Sport, Dog-Dancing, Flyball),
Schauvorführungen, Hundelehrgängen und -prü-
fungen, sowie den Vorbereitungen hierzu (Trai-
ning).

c)  aus der privaten Nutzung des Hundes zu thera-
peutischen Zwecken (z. B. auch Lesehunde und
Mantrailing-Hunde).

d) aus dem Führen ohne Leine und Maulkorb.

A1-6.9  Besondere Regelungen zur Tierhalter-Haftpflicht-
versicherung für Reit- und Zugtiere

A1-6.9.1 Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Ver-
sicherungsnehmers

a)  als Halter von Fohlen ab deren Geburt bis zum
Ende des ersten Lebensjahres, wenn die Mutter-
tiere über diesen Vertrag versichert sind. Die Ver-
sicherung über diese Zeit hinaus ist besonders zu
vereinbaren,

b)  aus der privaten Teilnahme an Pferdesportver-
anstaltungen (z. B. Pferderennen und -turniere,
Distanzritte), Schauvorführungen, Reitunterricht
sowie den Vorbereitungen hierzu (Training),

c)  aus der privaten Nutzung des Pferdes zu thera-
peutischen Zwecken,

d)  aus der Erteilung von Reitunterricht, sofern dieser
nicht zu gewerblichen Zwecken erfolgt,

e)  aus dem Reiten mit und ohne Sattel, sowie aus
dem Reiten und Führen von Reittieren mit gebiss-
loser Zäumung,

f) aus dem Führen von Handpferden,

g)  aus der unentgeltlichen Überlassung/Leihe von
Pferden an Dritte (Fremdreiterrisiko),

h)  aus der Verwendung der Reittiere als Zugtiere
bei privaten Kutsch-, Planwagen- oder Schlitten-
fahrten einschließlich der gelegentlichen unent-
geltlichen Beförderung von Gästen.

 Nicht versichert sind Haftpflichtansprüche aus
dem Besitz von Kutschen, Planwagen oder Schlit-
ten und wegen Schäden, deren Ursache in der
Konstruktion und/oder Mangelhaftigkeit der Kut-
schen, Planwagen oder Schlitten liegt.

A1-6.9.2 Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen sind An-
sprüche

a)  wegen Schäden aus der Zurverfügungstellung von
Reittieren zu Vereinszwecken und/oder für Veran-
staltungen;

b)  wegen Schäden an vom Versicherungsnehmer in
Obhut genommenen Reittieren (Pensionstieren);

c)  aus der Vermietung oder dem gewerbsmäßigen
Verleih von Reittieren.
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A1-7.8  Gentechnik

 Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden, 
die zurückzuführen sind auf

 a) gentechnische Arbeiten,

 b) gentechnisch veränderte Organismen (GVO),

 c) Erzeugnisse, die
  – Bestandteile aus GVO enthalten,
  –  aus GVO oder mit Hilfe von GVO hergestellt 

wurden.

A1-7.9 Persönlichkeits- und Namensrechtsverletzungen

 Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden aus 
Persönlichkeits- oder Namensrechtsverletzungen.

A1-7.10 Anfeindung, Schikane, Belästigung und sonstige 
Diskriminierungen

 Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden 
aus Anfeindung, Schikane, Belästigung, Ungleichbe-
handlung oder sonstigen Diskriminierungen.

A1-7.11 Übertragung von Krankheiten

 Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen

 a)  Personenschäden, die aus der Übertragung einer 
Krankheit des Versicherungsnehmers resultieren,

 b)  Sachschäden, die durch Krankheit der dem Ver-
sicherungsnehmer gehörenden, von ihm gehal-
tenen oder veräußerten Tiere entstanden sind.

 In beiden Fällen besteht Versicherungsschutz, wenn 
der Versicherungsnehmer beweist, dass er weder 
vorsätzlich noch grob fahrlässig gehandelt hat.

A1-7.12 Senkungen, Erdrutschungen, 
Überschwemmungen

 Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Sachschä-
den und alle sich daraus ergebenden Vermögens-
schäden, welche entstehen durch

 a)  Senkungen von Grundstücken oder Erdrutschun-
gen,

 b)  Überschwemmungen stehender oder fließender 
Gewässer.

A1-7.13 Strahlen

 Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden, 
die in unmittelbarem oder mittelbarem Zusammen-
hang mit energiereichen ionisierenden Strahlen ste-
hen (z. B. Strahlen von radioaktiven Stoffen oder 
Röntgenstrahlen).

A1-7.14 Kraftfahrzeuge, Kraftfahrzeug-Anhängern

 Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden, 
die der Versicherungsnehmer, eine mitversicherte 
Person oder eine von ihnen bestellte oder beauftrag-
te Person durch den Gebrauch eines Kraftfahrzeugs 
oder Kraftfahrzeug-Anhängers verursachen.

 Eine Tätigkeit der vorstehend genannten Personen 
an einem Kraftfahrzeug oder Kraftfahrzeug-Anhänger 

 –  Pflegeeltern und -kinder (Personen, die durch ein 
familienähnliches, auf längere Dauer angelegtes 
Verhältnis wie Eltern und Kinder miteinander ver-
bunden sind).

 b)  von seinen gesetzlichen Vertretern oder Betreu-
ern, wenn der Versicherungsnehmer eine ge-
schäftsunfähige, beschränkt geschäftsfähige oder 
betreute Person ist;

 c)  von seinen gesetzlichen Vertretern, wenn der Ver-
sicherungsnehmer eine juristische Person des 
privaten oder öffentlichen Rechts oder ein nicht 
rechtsfähiger Verein ist;

 d)  von seinen unbeschränkt persönlich haftenden 
Gesell schaftern, wenn der Versicherungsnehmer 
eine Offene Handelsgesellschaft, Kommanditge-
sellschaft oder Gesellschaft bürgerlichen Rechts 
ist;

 e)  von seinen Partnern, wenn der Versicherungsneh-
mer eine eingetragene Partnerschaftsgesellschaft 
ist;

 f)  von seinen Liquidatoren, Zwangs- und Insolvenz-
verwaltern.

 Die Ausschlüsse unter b) bis f) gelten auch für An-
sprüche von Angehörigen der dort genannten Per-
sonen, die mit diesen in häuslicher Gemeinschaft 
leben.

A1-7.5 Leasing, Pacht, Leihe, verbotene Eigenmacht, 
besonderer Verwahrungsvertrag

 Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden an 
fremden Sachen und allen sich daraus ergebenden 
Vermögensschäden, wenn der Versicherungsnehmer 
oder ein Bevollmächtigter oder Beauftragter des Ver-
sicherungsnehmers diese Sachen geleast, gepach-
tet, geliehen, durch verbotene Eigenmacht erlangt 
hat oder sie Gegenstand eines besonderen Verwah-
rungsvertrags sind.

A1-7.6 Schäden an hergestellten oder gelieferten 
Sachen, Arbeiten und sonstigen Leistungen

 Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden an 
vom Versicherungsnehmer hergestellten oder gelie-
ferten Sachen, Arbeiten oder sonstigen Leistungen 
infolge einer in der Herstellung, Lieferung oder Lei-
stung liegenden Ursache und alle sich daraus erge-
benden Vermögensschäden. Dies gilt auch dann, 
wenn die Schadensursache in einem mangelhaften 
Einzelteil der Sache oder in einer mangelhaften 
Teilleistung liegt und zur Beschädigung oder Vernich-
tung der Sache oder Leistung führt.

 Dieser Ausschluss findet auch dann Anwendung, 
wenn Dritte im Auftrag oder für Rechnung des Versi-
cherungsnehmers die Herstellung oder Lieferung der 
Sachen oder die Arbeiten oder sonstigen Leistungen 
übernommen haben.

A1-7.7 Asbest

 Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden, 
die auf Asbest, asbesthaltige Substanzen oder Er-
zeugnisse zurückzuführen sind.
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 b)  Nichterfassen oder fehlerhaftem Speichern von 
Daten,

 c)  Störung des Zugangs zum elektronischen Daten-
austausch,

 d)  Übermittlung vertraulicher Daten oder Informa-
tionen.

A1-8 Veränderungen des versicherten Risikos 
(Erhöhungen und Erweiterungen)

 Versichert ist auch die gesetzliche Haftpflicht des 
Versicherungsnehmers

A1-8.1 aus Erhöhungen oder Erweiterungen des versicher-
ten Risikos. 

 Dies gilt nicht

 a)  für Risiken aus dem Halten oder Gebrauch von 
versicherungspflichtigen Kraft-, Luft- oder Was-
serfahrzeugen sowie

 b)  für sonstige Risiken, die der Versicherungs- oder 
Deckungsvorsorgepflicht unterliegen,

A1-8.2 aus Erhöhungen des versicherten Risikos durch Än-
derung bestehender oder Erlass neuer Rechtsvor-
schriften. In diesen Fällen ist der Versicherer berech-
tigt, das Versicherungsverhältnis unter Einhaltung 
einer Frist von einem Monat zu kündigen. Das Kün-
digungsrecht erlischt, wenn es nicht innerhalb eines 
Monats von dem Zeitpunkt an ausgeübt wird, in wel-
chem der Versicherer von der Erhöhung Kenntnis er-
langt hat.

A1-9 Neu hinzukommende Risiken 
(Vorsorgeversicherung)

A1-9.1 Im Umfang des bestehenden Vertrags ist die gesetz-
liche Haftpflicht des Versicherungsnehmers aus Ri-
siken, die nach Abschluss des Versicherungsvertrags 
neu entstehen, sofort versichert.

 Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, nach Auf-
forderung des Versicherers jedes neue Risiko in-
nerhalb eines Monats anzuzeigen. Die Aufforderung 
kann auch mit der Beitragsrechnung erfolgen. Unter-
lässt der Versicherungsnehmer die rechtzeitige An-
zeige, entfällt der Versicherungsschutz für das neue 
Risiko rückwirkend ab dessen Entstehung.

 Tritt der Versicherungsfall ein, bevor das neue Risiko 
angezeigt wurde, so hat der Versicherungsnehmer zu 
beweisen, dass das neue Risiko erst nach Abschluss 
der Versicherung und zu einem Zeitpunkt hinzuge-
kommen ist, zu dem die Anzeigefrist noch nicht ver-
strichen war.

 Der Versicherer ist berechtigt, für das neue Risiko 
einen angemessenen Beitrag zu verlangen. Kommt 
eine Einigung über die Höhe des Beitrags innerhalb 
einer Frist von einem Monat nach Eingang der Anzei-
ge nicht zustande, entfällt der Versicherungsschutz 
für das neue Risiko rückwirkend ab dessen Entste-
hung.

A1-9.2 Der Versicherungsschutz für neue Risiken ist von ihrer 
Entstehung bis zur Einigung im Sinne von A1-9.1 Ab-
satz 4 auf den Betrag von 10 Mio. EUR pauschal für 

ist kein Gebrauch im Sinne dieser Bestimmung, wenn 
keine dieser Personen Halter oder Besitzer des Fahr-
zeugs ist und wenn das Fahrzeug hierbei nicht in Be-
trieb gesetzt wird.

A1-7.15 Luft- und Raumfahrzeuge, Luftlandeplätze

 Ausgeschlossen sind Ansprüche

 a)  wegen Schäden, die der Versicherungsnehmer, 
eine mitversicherte Person oder eine von ihnen 
bestellte oder beauftragte Person durch den Ge-
brauch eines Luft- oder Raumfahrzeugs verursa-
chen oder für die sie als Halter oder Besitzer eines 
Luft- oder Raumfahrzeugs in Anspruch genom-
men werden.

 b)  wegen Schäden an Luft- oder Raumfahrzeugen, 
der mit diesen beförderten Sachen, der Insassen 
und allen sich daraus ergebenden Vermögens-
schäden sowie wegen sonstiger Schäden durch 
Luft- oder Raumfahrzeuge aus

  –  der Planung oder Konstruktion, Herstellung oder 
Lieferung von Luft- oder Raumfahrzeugen oder 
Teilen von Luft- oder Raumfahrzeugen, soweit 
die Teile ersichtlich für den Bau von Luft- oder 
Raumfahrzeugen oder den Einbau in Luft- oder 
Raumfahrzeugen bestimmt waren,

  –  Tätigkeiten (z. B. Montage, Wartung, Inspektion, 
Überholung, Reparatur, Beförderung) an Luft- 
oder Raumfahrzeugen oder deren Teilen.

 c)  gegen den Versicherungsnehmer als Eigentümer, 
Mieter, Pächter, Leasingnehmer und Nießbrau-
cher von Luftlandeplätzen.

 Eine Tätigkeit der vorstehend genannten Personen 
an einem Luft- oder Raumfahrzeug ist kein Gebrauch 
im Sinne dieser Bestimmung, wenn keine dieser Per-
sonen Halter oder Besitzer des Fahrzeugs ist und 
wenn das Fahrzeug hierbei nicht in Betrieb gesetzt 
wird.

A1-7.16 Wasserfahrzeuge

 Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden, 
die der Versicherungsnehmer, eine mitversicherte 
Person oder eine von ihnen bestellte oder beauftragte 
Person durch den Gebrauch eines Wasserfahrzeugs 
verursachen oder für die sie als Halter oder Besitzer 
eines Wasserfahrzeugs in Anspruch genommen wer-
den.

 Eine Tätigkeit der vorstehend genannten Personen 
an einem Wasserfahrzeug ist kein Gebrauch im Sinne 
dieser Bestimmung, wenn keine dieser Personen Hal-
ter oder Besitzer des Wasserfahrzeugs ist und wenn 
das Wasserfahrzeug hierbei nicht in Betrieb gesetzt 
wird.

A1-7.17. Schäden im Zusammenhang mit der Übertragung 
elektronischer Daten

 Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden aus 
dem Austausch, der Übermittlung und der Bereitstel-
lung elektronischer Daten, soweit es sich handelt um 
Schäden aus

 a)  Löschung, Unterdrückung, Unbrauchbarmachung 
oder Veränderung von Daten,
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Pflichten oder Ansprüche zur Sanierung von Umwelt-
schäden gemäß USchadG, soweit während der Wirk-
samkeit des Versicherungsvertrags

 a)  die schadenverursachenden Emissionen plötzlich, 
unfallartig und bestimmungswidrig in die Umwelt 
gelangt sind oder

 b)  die sonstige Schadensverursachung plötzlich, un-
fallartig und bestimmungswidrig erfolgt ist.

 Auch ohne Vorliegen einer solchen Schadensverursa-
chung besteht Versicherungsschutz für Umweltschä-
den durch Lagerung, Verwendung oder anderen Um-
gang von oder mit Erzeugnissen Dritter ausschließlich 
dann, wenn der Umweltschaden auf einen Konstruk-
tions-, Produktions- oder Instruktionsfehler dieser 
Erzeugnisse zurückzuführen ist. Jedoch besteht kein 
Versicherungsschutz, wenn der Fehler im Zeitpunkt 
des Inverkehrbringens der Erzeugnisse nach dem 
Stand von Wissenschaft und Technik nicht hätte er-
kannt werden können (Entwicklungsrisiko).

 Versichert sind darüber hinaus den Versicherungs-
nehmer betreffende Pflichten oder Ansprüche wegen 
Umweltschäden an eigenen, gemieteten, geleasten, 
gepachteten oder geliehenen Grundstücken, soweit 
diese Grundstücke vom Versicherungsschutz dieses 
Vertrages erfasst sind.

A2-2 Ausland

 Versichert sind im Umfang von A1-6.3 die im Gel-
tungsbereich der EU-Umwelthaftungsrichtlinie 
(2004/35/EG) eintretenden Versicherungsfälle.

A2-3  Ausschlüsse

A2-3.1 Ausgeschlossen sind Versicherungsansprüche aller 
Personen, die den Schaden dadurch verursacht 
haben, dass sie bewusst von Gesetzen, Verord-
nungen oder an den Versicherungsnehmer gerich-
teten behördlichen Anordnungen oder Verfügungen, 
die dem Umweltschutz dienen, abweichen.

 A1-2.3 findet keine Anwendung.

A2-3.2 Ausgeschlossen sind Pflichten oder Ansprüche 
wegen Schäden

 a)  die durch unvermeidbare, notwendige oder in 
Kauf genommene Einwirkungen auf die Umwelt 
entstehen.

 b)  für die der Versicherungsnehmer aus einem an-
deren Versicherungsvertrag (z. B. Gewässerscha-
denhaftpflichtversicherung) Versicherungsschutz 
hat oder hätte erlangen können.

A2-4  Die Versicherungssumme beträgt je Versicherungsfall 
3 Mio. EUR und stellt gleichzeitig die Höchstersatzlei-
stung für alle Versicherungsfälle eines Versicherungs-
jahres dar.

Abschnitt A3

Forderungsausfallrisiko

A3-1 Gegenstand der Forderungsausfalldeckung

A3-1.1  Versicherungsschutz besteht für den Fall, dass der 
Versicherungsnehmer oder eine gemäß A1-2 mitver-

Personen-, Sach- und Vermögensschäden begrenzt, 
sofern nicht im Versicherungsschein geringere Ver-
sicherungssummen festgesetzt sind.

A1-9.3 Die Regelung der Vorsorgeversicherung 
gilt nicht für

 a)  Risiken aus dem Eigentum, Besitz, Halten oder 
Führen eines Kraft-, Luft- oder Wasserfahrzeugs, 
soweit diese Fahrzeuge der Zulassungs-, Führer-
schein- oder Versicherungspflicht unterliegen;

 b)  Risiken aus dem Eigentum, Besitz, Betrieb oder 
Führen von Bahnen;

 c)  Risiken, die der Versicherungs- oder Deckungs-
vorsorgepflicht unterliegen, mit Ausnahme von 
versicherungspflichtigen Hunden;

 d)  Risiken, die kürzer als ein Jahr bestehen werden 
und deshalb im Rahmen von kurzfristigen Versi-
cherungsverträgen zu versichern sind;

 e)  Risiken aus betrieblicher, beruflicher, dienstlicher 
und amtlicher Tätigkeit.

A1-10 Fortsetzung der Tierhalter-Haftpflichtversiche-
rung nach dem Tod des Versicherungsnehmers

 a)  Für den mitversicherten Ehegatten oder den ein-
getragenen Lebenspartner und/oder deren un-
verheiratete und nicht in einer eingetragenen Le-
benspartnerschaft lebenden Kinder besteht der 
bedingungsgemäße Versicherungsschutz im Falle 
des Todes des Versicherungsnehmers bis zum 
nächsten Beitragsfälligkeitstermin fort.

 b)  Wird die nächste Beitragsrechnung durch den 
überlebenden Ehegatten oder den eingetragenen 
Lebenspartnereingelöst, so wird dieser Versiche-
rungsnehmer.

 c)  Eingetragener Lebenspartner ist derjenige, der in 
einer eingetragenen Lebenspartnerschaft im Sinne 
des Lebenspartnerschaftsgesetzes oder einer ver-
gleichbaren Partnerschaft nach dem Recht ande-
rer Staaten lebt.

Abschnitt A2

Besonderes Umweltrisiko

Der Versicherungsschutz für Schäden nach dem Umweltscha-
densgesetz (USchadG) besteht im Umfang von Abschnitt A1 
und den folgenden Bedingungen.

Zur gesetzlichen Haftpflicht privatrechtlichen Inhalts des Versi-
cherungsnehmers wegen Schäden durch Umwelteinwirkungen 
(Allgemeines Umweltrisiko) siehe A1-6.1.

Ein Umweltschaden im Sinne des Umweltschadensgesetzes 
(USchadG) ist eine

a) Schädigung von geschützten Arten und natürlichen Lebens-
räumen,

b) Schädigung der Gewässer einschließlich Grundwasser,

c) Schädigung des Bodens.

A2-1 Versichert sind – abweichend von A1-3.1 – den Ver-
sicherungsnehmer betreffende öffentlich-rechtliche 
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 b)  eine Zwangsvollstreckung aussichtslos erscheint, 
da der schadensersatzpflichtige Dritte in den letz-
ten drei Jahren die eidesstattliche Versicherung 
über seine Vermögensverhältnisse abgegeben hat 
oder

 c)  ein gegen den schadensersatzpflichtigen Dritten 
durchgeführtes Insolvenzverfahren nicht zur vollen 
Befriedigung geführt hat oder ein solches Verfah-
ren mangels Masse abgelehnt wurde,

 und

A3-2.3 an den Versicherer die Ansprüche gegen den scha-
densersatzpflichtigen Dritten in Höhe der Versiche-
rungsleistung abgetreten werden und die vollstreck-
bare Ausfertigung des Urteils oder Vergleichs ausge-
händigt wird. Der Versicherungsnehmer hat an der 
Umschreibung des Titels auf den Versicherer mitzu-
wirken.

A3-3 Umfang der Forderungsausfalldeckung

A3-3.1 Versicherungsschutz besteht bis zur Höhe der titu-
lierten Forderung.

A3-3.2 Die Entschädigungsleistung des Versicherers ist bei 
jedem Versicherungsfall auf die im Versicherungs-
schein und seinen Nachträgen vereinbarten Versiche-
rungssummen begrenzt. Dies gilt auch dann, wenn 
sich der Versicherungsschutz auf mehrere entschädi-
gungspflichtige Personen erstreckt.

A3-3.3 Dem schadenersatzpflichtigen Dritten stehen keine 
Rechte aus diesem Vertrag zu.

A3-4 Räumlicher Geltungsbereich

 Versicherungsschutz besteht – abweichend von 
A1-6.14 – für Schadensereignisse, die in einem Mit-
gliedsstaat der Europäischen Union, der Schweiz, 
Norwegens, Island oder Liechtenstein eintreten.

A3-5 Besondere Ausschlüsse für das 
Forderungsausfallrisiko

 Der Versicherer leistet keine Entschädigung für

 a)  Verzugszinsen, Vertragsstrafen, Kosten der 
Rechts verfolgung;

 b)  Forderungen aufgrund eines gesetzlichen oder 
vertraglichen Forderungsübergangs;

 c)  Ansprüche, soweit sie darauf beruhen, dass be-
rechtigte Einwendungen oder begründete Rechts-
mittel nicht oder nicht rechtzeitig vorgebracht 
oder eingelegt wurden;

 d) Ansprüche aus Schäden, zu deren Ersatz
  −  ein anderer Versicherer Leistungen zu erbrin-

gen hat (z. B. der Schadensversicherer des Ver-
sicherungsnehmers) oder

  −  ein Sozialversicherungsträger oder Sozialleis-
tungsträger Leistungen zu erbringen hat, auch 
nicht, soweit es sich um Rückgriffs-, Betei-
ligungsansprüche oder ähnliche von Dritten 
handelt.

sicherte Person während der Wirksamkeit der Ver-
sicherung von einem Dritten geschädigt wird (Ver-
sicherungsfall) unter folgenden Voraussetzungen:

 a)  Der wegen dieses Schadensereignisses in An-
spruch genommene Dritte kann seiner Scha-
densersatzverpflichtung ganz oder teilweise nicht 
nachkommen, weil die Zahlungs- oder Leistungs-
unfähigkeit des schadensersatzpflichtigen Dritten 
festgestellt worden ist und

 b)  die Durchsetzung der Forderung gegen den Drit-
ten ist gescheitert.

 Ein Schadensereignis ist ein Ereignis, das einen Per-
sonen-, Sach- oder daraus resultierenden Vermö-
gensschaden zur Folge hat und für den der Dritte 
aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen pri-
vatrechtlichen Inhalts zum Schadenersatz verpflichtet 
ist (schädigender Dritter).

 Abweichend von B3-3.2.3 beginnt die Anzeigepflicht 
für diese Forderungsausfalldeckung erst, wenn die 
Leistungsvoraussetzungen gemäß A3-2.1 und A3-2.2 
erfüllt sind.

A3-1.2 Der Versicherer ist in dem Umfang leistungspflich-
tig, in dem der schadenersatzpflichtige Dritte Versi-
cherungsschutz im Rahmen und Umfang der in A1 
geregelten Tierhalter-Haftpflichtversicherung des 
Versicherungsnehmers hätte. Daher finden im Rah-
men der Forderungsausfalldeckung für die Person 
des Schädigers auch die Risikobeschreibungen und 
Ausschlüsse Anwendung, die für den Versicherungs-
nehmer gelten. So besteht insbesondere kein Versi-
cherungsschutz, wenn der Schädiger den Schaden 
im Rahmen seiner beruflichen oder gewerblichen Tä-
tigkeit verursacht hat.

A3-1.3 Mitversichert sind abweichend von A1-7.1 – Schä-
den, die durch ein vorsätzliches Handeln des Schädi-
gers entstanden sind.

A3-2 Leistungsvoraussetzungen

 Der Versicherer ist gegenüber dem Versicherungs-
nehmer oder einer gemäß A1-2 mitversicherten Per-
son leistungspflichtig, wenn

A3-2.1 die Forderung durch ein rechtskräftiges Urteil oder 
einen vollstreckbaren Vergleich vor einem ordent-
lichen Gericht in der Bundesrepublik Deutschland 
oder einem anderen Mitgliedsstaat der Europäischen 
Union, der Schweiz, Norwegens, Island und Liech-
tenstein festgestellt worden ist oder ein notarielles 
Schuldanerkenntnis des Schädigers vor einem Notar 
eines dieser Staaten erwirkt wurde.

 Anerkenntnis-, Versäumnisurteile und gerichtliche 
Vergleiche sowie vergleichbare Titel der vorgenann-
ten Länder binden den Versicherer nur, soweit der 
Anspruch auch ohne einen dieser Titel bestanden 
hätte.

A3-2.2 der schädigende Dritte zahlungs- oder leistungsunfä-
hig ist. Dies ist der Fall, wenn der Versicherungsneh-
mer oder eine mitversicherte Person nachweist, dass

 a)  eine Zwangsvollstreckung nicht zur vollen Befrie-
digung geführt hat,
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 mittelten Prozentsatz rundet er auf die nächst nied-
rigere, durch fünf teilbare ganze Zahl ab.

 Als Schadenszahlungen gelten dabei auch die spe-
ziell durch den einzelnen Schadensfall veranlassten 
Ausgaben für die Ermittlung von Grund und Höhe der 
Versicherungsleistungen.

 Durchschnitt der Schadenszahlungen eines Kalen-
derjahres ist die Summe der in diesem Jahr gelei-
steten Schadenszahlungen geteilt durch die Anzahl 
der im gleichen Zeitraum neu angemeldeten Scha-
densfälle.

A(GB)-3.3 Im Falle einer Erhöhung ist der Versicherer berechtigt, 
im Falle einer Verminderung verpflichtet, den Folge-
jahresbeitrag um den sich aus A(GB)-3.2 ergebenden 
Prozentsatz zu verändern (Beitragsangleichung). Der 
veränderte Folgejahresbeitrag wird dem Versiche-
rungsnehmer mit der nächsten Beitragsrechnung be-
kannt gegeben.

 Hat sich der Durchschnitt der Schadenszahlungen 
des Versicherers in jedem der letzten fünf Kalender-
jahre um einen geringeren Prozentsatz als denjenigen 
erhöht, den der Treuhänder jeweils für diese Jahre 
nach A(GB)-3.2 ermittelt hat, so darf der Versicherer 
den Folgejahresbeitrag nur um den Prozentsatz erhö-
hen, um den sich der Durchschnitt seiner Schadens-
zahlungen nach seinen unternehmenseigenen Zahlen 
im letzten Kalenderjahr erhöht hat; diese Erhöhung 
darf diejenige nicht überschreiten, die sich nach dem 
vorstehenden Absatz ergeben würde.

A(GB)-3.4 Liegt die Veränderung nach A(GB)-3.2 oder 
A(GB)-3.3 unter 5 Prozent entfällt eine Beitragsan-
gleichung. Diese Veränderung ist jedoch in den fol-
genden Jahren zu berücksichtigen.

A(GB)-3.5 Erhöht sich der Beitrag aufgrund der Beitragsan-
gleichung gemäß A(GB)-3.3, ohne dass sich der 
Umfang des Versicherungsschutzes ändert, kann 
der Ver sicherungsnehmer den Versicherungsvertrag 
innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung 
des Versicherers mit sofortiger Wirkung, frühestens 
jedoch zu dem Zeitpunkt kündigen, in dem die Bei-
tragserhöhung wirksam werden sollte.

 Der Versicherer hat den Versicherungsnehmer in der 
Mitteilung auf das Kündigungsrecht hinzuweisen. Die 
Mitteilung muss dem Versicherungsnehmer späte-
stens einen Monat vor dem Wirksamwerden der Bei-
tragserhöhung zugehen.

 Eine Erhöhung der Versicherungsteuer begründet 
kein Kündigungsrecht.

Teil B Allgemeiner Teil

Abschnitt B1

Beginn des Versicherungsschutzes, Beitragszahlung

B1-1 Beginn des Versicherungsschutzes

 Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versi-
cherungsschein angegebenen Zeitpunkt. Dies gilt 
vorbehaltlich der Regelungen über die Folgen ver-
späteter Zahlung oder Nichtzahlung des Erst- oder 
Einmalbeitrags.

Gemeinsame Bestimmungen zu Teil A

A(GB)-1 Abtretungsverbot

 Der Freistellungsanspruch darf vor seiner endgül-
tigen Feststellung ohne Zustimmung des Versiche-
rers weder abgetreten noch verpfändet werden. Eine 
Abtretung an den geschädigten Dritten ist zulässig.

A(GB)-2 Veränderungen des versicherten Risikos und 
Auswirkung auf den Beitrag (Beitragsregulierung)

A(GB)-2.1 Der Versicherungsnehmer hat nach Aufforderung mit-
zuteilen, ob und welche Änderungen des versicherten 
Risikos gegenüber den früheren Angaben eingetreten 
sind. Diese Aufforderung kann auch durch einen Hin-
weis auf der Beitragsrechnung erfolgen. Die Angaben 
sind innerhalb eines Monats nach Zugang der Auffor-
derung zu machen und auf Wunsch des Versicherers 
nachzuweisen. Bei unrichtigen Angaben zum Nach-
teil des Versicherers kann dieser vom Versicherungs-
nehmer eine Vertragsstrafe in dreifacher Höhe des 
festgestellten Beitragsunterschiedes verlangen. Dies 
gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer beweist, 
dass ihn an der Unrichtigkeit der Angaben kein Ver-
schulden trifft.

A(GB)-2.2 Aufgrund der Änderungsmitteilung des Versiche-
rungsnehmers oder sonstiger Feststellungen wird der 
Beitrag ab dem Zeitpunkt der Veränderung berichtigt 
(Beitragsregulierung), beim Wegfall versicherter Ri-
siken jedoch erst ab dem Zeitpunkt des Eingangs der 
Mitteilung beim Versicherer. Der vertraglich verein-
barte Mindestbeitrag darf dadurch nicht unterschrit-
ten werden. Alle entsprechend A(GB)-3.1 nach dem 
Versicherungsabschluss eingetretenen Erhöhungen 
und Ermäßigungen des Mindestbeitrags werden be-
rücksichtigt.

A(GB)-2.3 Unterlässt der Versicherungsnehmer die rechtzeitige 
Mitteilung, kann der Versicherer für den Zeitraum, 
für den die Angaben zu machen waren, eine Nach-
zahlung in Höhe des für diesen Zeitraum bereits in 
Rechnung gestellten Beitrags verlangen. Werden die 
Angaben nachträglich gemacht, findet eine Beitrags-
regulierung statt. Ein vom Versicherungsnehmer zu 
viel gezahlter Beitrag wird nur zurückerstattet, wenn 
die Angaben innerhalb von zwei Monaten nach Zu-
gang der Mitteilung des erhöhten Beitrags erfolgten.

A(GB)-2.4 Die vorstehenden Bestimmungen finden auch An-
wendung auf Versicherungen mit Beitragsvorauszah-
lung für mehrere Jahre.

A(GB)-3 Beitragsangleichung und Kündigungsrecht nach 
Beitragsangleichung

A(GB)-3.1 Die Versicherungsbeiträge unterliegen der Beitrag-
sangleichung. Soweit die Beiträge nach Lohn-, Bau- 
oder Umsatzsumme berechnet werden, findet keine 
Beitragsangleichung statt. Mindestbeiträge unterlie-
gen unabhängig von der Art der Beitragsberechnung 
der Beitragsangleichung.

A(GB)-3.2 Ein unabhängiger Treuhänder ermittelt jährlich mit 
Wirkung für die ab dem 1. Juli fälligen Beiträge, um 
welchen Prozentsatz sich im vergangenen Kalender-
jahr der Durchschnitt der Schadenszahlungen aller 
zum Betrieb der Allgemeinen Haftpflichtversicherung 
zugelassenen Versicherer gegenüber dem vorver-
gangenen Jahr erhöht oder vermindert hat. Den er-
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B1-4 Folgebeitrag

B1-4.1 Fälligkeit

 Ein Folgebeitrag wird entsprechend der vereinbar-
ten Zahlungsweise jeweils zu Monats-, Vierteljahres-, 
Halbjahres- oder Jahresbeginn oder zu einem ande-
ren vereinbarten Zeitpunkt fällig.

 Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie zur Fälligkeit 
veranlasst wird.

B1-4.2 Verzug und Schadensersatz

 Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, gerät 
der Versicherungsnehmer ohne Mahnung in Verzug. 
Dies gilt nur, wenn er die verspätete Zahlung zu ver-
treten hat.

 Ist der Versicherungsnehmer mit der Zahlung eines 
Folgebeitrags in Verzug, ist der Versicherer berech-
tigt, Ersatz des ihm durch den Verzug entstandenen 
Schadens zu verlangen.

B1-4.3 Mahnung

 Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, kann 
der Versicherer den Versicherungsnehmer auf des-
sen Kosten in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder 
Brief) zur Zahlung auffordern und eine Zahlungsfrist 
bestimmen (Mahnung). Die Zahlungsfrist muss von 
mindestens zwei Wochen ab Zugang der Zahlungs-
aufforderung betragen.

 Die Mahnung ist nur wirksam, wenn der Versiche-
rer je Vertrag die rückständigen Beträge des Beitrags 
sowie der Zinsen und Kosten im Einzelnen beziffert 
und auf die Rechtsfolgen (Leistungsfreiheit und Kün-
digungsrecht) hinweist.

B1-4.4 Leistungsfreiheit nach Mahnung

 Tritt nach Ablauf der in der Mahnung gesetzten Zah-
lungsfrist ein Versicherungsfall ein und ist der Ver-
sicherungsnehmer bei Eintritt des Versicherungsfalls 
mit der Zahlung des Beitrags oder der Zinsen oder 
Kosten in Verzug, so ist der Versicherer von der Ver-
pflichtung zur Leistung frei.

B1-4.5 Kündigung nach Mahnung

 Ist der Versicherungsnehmer mit der Zahlung der ge-
schuldeten Beträge in Verzug, kann der Versicherer 
nach Ablauf der in der Mahnung gesetzten Zahlungs-
frist den Vertrag ohne Einhaltung einer Kündigungs-
frist mit sofortiger Wirkung kündigen.

 Die Kündigung kann mit der Bestimmung der Zah-
lungsfrist verbunden werden. Mit Fristablauf wird die 
Kündigung wirksam, wenn der Versicherungsnehmer 
zu diesem Zeitpunkt mit der Zahlung in Verzug ist. 
Hierauf ist der Versicherungsnehmer bei der Kündi-
gung ausdrücklich hinzuweisen.

B1-4.6 Zahlung des Beitrags nach Kündigung

 Die Kündigung wird unwirksam, wenn die Zahlung 
innerhalb eines Monats nach der Kündigung veran-
lasst wird. Wenn die Kündigung mit der Zahlungsfrist 
verbunden worden ist, wird sie unwirksam, wenn die 
Zahlung innerhalb eines Monats nach Fristablauf ver-
anlasst wird.

B1-2 Beitragszahlung, Versicherungsperiode

B1-2.1 Beitragszahlung

 Je nach Vereinbarung werden die Beiträge im Vor aus 
gezahlt, entweder durch laufende Zahlungen monat-
lich, vierteljährlich, halbjährlich, jährlich oder als Ein-
malbeitrag.

B1-2.2 Versicherungsperiode

 Die Versicherungsperiode beträgt ein Jahr. Das gilt 
auch, wenn die vereinbarte Vertragsdauer länger als 
ein Jahr ist. Ist die vereinbarte Vertragsdauer kürzer 
als ein Jahr, so entspricht die Versicherungsperiode 
der Vertragsdauer.

B1-3 Fälligkeit des Erst- oder Einmalbeitrags, Folgen 
verspäteter Zahlung oder Nichtzahlung

B1-3.1 Fälligkeit des Erst- oder Einmalbeitrags

 Der erste oder einmalige Beitrag ist unverzüglich 
nach dem Zeitpunkt des vereinbarten und im Versi-
cherungsschein angegebenen Versicherungsbeginns 
zu zahlen. Dies gilt unabhängig von dem Bestehen 
eines Widerrufrechts.

 Liegt der vereinbarte Zeitpunkt des Versicherungs-
beginns vor Vertragsschluss, ist der erste oder ein-
malige Beitrag unverzüglich nach Vertragsschluss zu 
zahlen.

 Zahlt der Versicherungsnehmer nicht unverzüglich 
nach dem in Absatz 1 oder 2 bestimmten Zeitpunkt, 
beginnt der Versicherungsschutz erst, nachdem die 
Zahlung veranlasst ist.

 Weicht der Versicherungsschein vom Antrag des Ver-
sicherungsnehmers oder getroffenen Vereinbarungen 
ab, ist der erste oder einmalige Beitrag frühestens 
einen Monat nach Zugang des Versicherungsscheins 
zu zahlen.

B1-3.2 Rücktrittsrecht des Versicherers bei 
Zahlungsverzug

 Wird der erste oder einmalige Beitrag nicht rechtzei-
tig nach B1-3.1 gezahlt, so kann der Versicherer vom 
Vertrag zurücktreten, solange der Versicherungsneh-
mer die Zahlung nicht veranlasst hat.

 Der Rücktritt ist ausgeschlossen, wenn der Versiche-
rungsnehmer die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat.

B1-3.3 Leistungsfreiheit des Versicherers

 Wenn der Versicherungsnehmer den ersten oder ein-
maligen Beitrag nicht rechtzeitig nach B1-3.1 zahlt, 
so ist der Versicherer für einen vor Zahlung des Bei-
trags eingetretenen Versicherungsfall nicht zur Lei-
stung verpflichtet. Voraussetzung ist, dass er den 
Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in 
Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) oder durch 
einen auffälligen Hinweis im Versicherungsschein auf 
diese Rechtsfolge der Nichtzahlung des Beitrags auf-
merksam gemacht hat.

 Die Leistungsfreiheit tritt nur ein, wenn der Versiche-
rungsnehmer die Nichtzahlung zu vertreten hat.
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 Wird der Versicherungsvertrag durch Rücktritt des 
Versicherers beendet, weil der einmalige oder der 
erste Beitrag nicht rechtzeitig gezahlt worden ist, so 
steht dem Versicherer eine angemessene Geschäfts-
gebühr zu.

B1-6.2.3 Wird der Versicherungsvertrag durch Anfechtung des 
Versicherers wegen arglistiger Täuschung beendet, 
so steht dem Versicherer der Beitrag bis zum Zugang 
der Anfechtungserklärung zu.

B1-6.2.4 Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der 
Versicherung vollständig und dauerhaft weg, steht 
dem Versicherer der Beitrag zu, den er hätte bean-
spruchen können, wenn die Versicherung nur bis zu 
dem Zeitpunkt beantragt worden wäre, zu dem der 
Versicherer vom Wegfall des Interesses Kenntnis er-
langt hat.

B1-6.2.5 Der Versicherungsnehmer ist nicht zur Zahlung des 
Beitrags verpflichtet, wenn das versicherte Interesse 
bei Beginn der Versicherung nicht besteht, oder wenn 
das Interesse bei einer Versicherung, die für ein künf-
tiges Unternehmen oder für ein anderes künftiges In-
teresse genommen ist, nicht entsteht. Der Versiche-
rer kann jedoch eine angemessene Geschäftsgebühr 
verlangen.

 Hat der Versicherungsnehmer ein nicht bestehen-
des Interesse in der Absicht versichert, sich dadurch 
einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaf-
fen, ist der Vertrag nichtig. Dem Versicherer steht in 
diesem Fall der Beitrag bis zu dem Zeitpunkt zu, zu 
dem er von den die Nichtigkeit begründenden Um-
ständen Kenntnis erlangt.

Abschnitt B2 

Dauer und Ende des Vertrags/Kündigung

B2-1 Dauer und Ende des Vertrags

B2-1.1 Vertragsdauer

 Der Vertrag ist für den im Versicherungsschein ange-
gebenen Zeitraum abgeschlossen.

B2-1.2 Stillschweigende Verlängerung

 Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr 
verlängert sich der Vertrag um jeweils ein Jahr. Er 
verlängert sich nicht, wenn einer der Vertragsparteien 
spätestens drei Monate vor dem Ablauf der jeweiligen 
Vertragslaufzeit eine Kündigung zugegangen ist.

B2-1.3 Vertragsdauer von weniger als einem Jahr

 Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr 
endet der Vertrag zum vereinbarten Zeitpunkt, ohne 
dass es einer Kündigung bedarf.

B2-1.4 Kündigung bei mehrjährigen Verträgen

 Bei einer Vertragsdauer von mehr als drei Jahren 
kann der Versicherungsnehmer den Vertrag zum Ab-
lauf des dritten Jahres oder jedes darauf folgenden 
Jahres kündigen; die Kündigung muss dem Versiche-
rer spätestens drei Monate vor dem Ablauf des jewei-
ligen Jahres zugegangen sein.

 Die Leistungsfreiheit des Versicherers nach B1-4.4 
bleibt bis zur Zahlung bestehen.

B1-5 Lastschriftverfahren

B1-5.1 Pflichten des Versicherungsnehmers

 Ist zur Einziehung des Beitrags das Lastschriftver-
fahren vereinbart worden, hat der Versicherungsneh-
mer zum Zeitpunkt der Fälligkeit des Beitrags für eine 
ausreichende Deckung des Kontos zu sorgen.

 Konnte der fällige Beitrag ohne Verschulden des Ver-
sicherungsnehmers vom Versicherer nicht eingezo-
gen werden, ist die Zahlung auch dann noch recht-
zeitig, wenn sie unverzüglich nach einer in Textform 
(z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) abgegebenen Zah-
lungsaufforderung des Versicherers erfolgt.

B1-5.2 Fehlgeschlagener Lastschrifteinzug

 Hat es der Versicherungsnehmer zu vertreten, dass 
ein oder mehrere Beiträge, trotz wiederholtem Ein-
ziehungsversuch, nicht eingezogen werden können, 
ist der Versicherer berechtigt, das SEPA-Lastschrift-
mandat in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) 
zu kündigen.

 Der Versicherer hat in der Kündigung darauf hinzu-
weisen, dass der Versicherungsnehmer verpflichtet 
ist, den ausstehenden Beitrag und zukünftige Beiträ-
ge selbst zu übermitteln.

 Von Kreditinstituten erhobene Bearbeitungsgebühren 
für fehlgeschlagenen Lastschrifteinzug können dem 
Versicherungsnehmer in Rechnung gestellt werden.

B1-6 Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung

B1-6.1 Allgemeiner Grundsatz

 Bei vorzeitiger Beendigung des Vertrags steht dem 
Versicherer nur derjenige Teil des Beitrags zu, der 
dem Zeitraum entspricht, in dem der Versicherungs-
schutz bestanden hat.

B1-6.2 Beitrag oder Geschäftsgebühr bei Widerruf, 
Rücktritt, Anfechtung und fehlendem versicher-
ten Interesse

B1-6.2.1 Widerruft der Versicherungsnehmer seine Vertragser-
klärung innerhalb von 14 Tagen, hat der Versicherer 
nur den auf die Zeit nach Zugang der Widerrufser-
klärung entfallenden Teil der Beiträge zu erstatten. 
Voraussetzung ist, dass der Versicherer in der Wider-
rufsbelehrung auf das Widerrufsrecht, die Rechts-
folgen des Widerrufs und den zu zahlenden Betrag 
hingewiesen und der Versicherungsnehmer zuge-
stimmt hat, dass der Versicherungsschutz vor Ende 
der Wider rufsfrist beginnt.

 Ist die Widerrufsbelehrung nach Satz 2 unterblieben, 
hat der Versicherer zusätzlich den für das erste Ver-
sicherungsjahr gezahlten Beitrag zu erstatten. Dies 
gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer Leistungen 
aus dem Versicherungsvertrag in Anspruch genom-
men hat.

B1-6.2.2 Tritt der Versicherer wegen Verletzung einer vorver-
traglichen Anzeigepflicht vom Versicherungsvertrag 
zurück, so steht ihm der Beitrag bis zum Zugang der 
Rücktrittserklärung zu.

19



dung von Absatz 1 und B3-1.2 sowohl die Kenntnis 
und die Arglist des Vertreters als auch die Kenntnis 
und die Arglist des Versicherungsnehmers zu berück-
sichtigen.

 Der Versicherungsnehmer kann sich darauf, dass die 
Anzeigepflicht nicht vorsätzlich oder grob fahrlässig 
verletzt worden ist, nur berufen, wenn weder dem 
Vertreter noch dem Versicherungsnehmer Vorsatz 
oder grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt.

B3-1.2 Rechtsfolgen der Verletzung der Anzeigepflicht

B3-1.2.1 Rücktritt und Wegfall des Versicherungsschutzes

 Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeige-
pflicht nach B3-1.1 Absatz 1, kann der Versicherer 
vom Vertrag zurücktreten. Im Fall des Rücktritts be-
steht auch für die Vergangenheit kein Versicherungs-
schutz.

 Der Versicherer hat jedoch kein Rücktrittsrecht, wenn 
der Versicherungsnehmer nachweist, dass er die un-
richtigen oder unvollständigen Angaben weder vor-
sätzlich noch grob fahrlässig gemacht hat.

 Das Rücktrittsrecht des Versicherers wegen grob 
fahrlässiger Verletzung der Anzeigepflicht besteht 
nicht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, 
dass der Versicherer den Vertrag auch bei Kenntnis 
der nicht angezeigten Umstände zu gleichen oder an-
deren Bedingungen geschlossen hätte.

 Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versicherungs-
falls zurück, darf er den Versicherungsschutz nicht 
versagen, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, 
dass der unvollständig oder unrichtig angezeigte Um-
stand weder für den Eintritt des Versicherungsfalls 
noch für die Feststellung oder den Umfang der Lei-
stung ursächlich war. Auch in diesem Fall besteht 
aber kein Versicherungsschutz, wenn der Versiche-
rungsnehmer die Anzeigepflicht arglistig verletzt hat.

B3-1.2.2 Kündigung

 Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeige-
pflicht nach B3-1.1 Absatz 1 leicht fahrlässig oder 
schuldlos, kann der Versicherer den Vertrag kün-
digen.

 Das Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn der 
Versicherungsnehmer nachweist, dass der Versiche-
rer den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht ange-
zeigten Umstände zu gleichen oder anderen Bedin-
gungen geschlossen hätte.

B3-1.2.3 Vertragsänderung

 Hat der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht 
nach B3-1.1 Absatz 1 nicht vorsätzlich verletzt und 
hätte der Versicherer bei Kenntnis der nicht ange-
zeigten Gefahrumstände den Vertrag auch zu ande-
ren Bedingungen geschlossen, so werden die an-
deren Bedingungen auf Verlangen des Versicherers 
rückwirkend Vertragsbestandteil. Bei einer vom Ver-
sicherungsnehmer unverschuldeten Pflichtverletzung 
werden die anderen Bedingungen ab der laufenden 
Versicherungsperiode Vertragsbestandteil.

 Erhöht sich durch eine Vertragsänderung der Beitrag 
um mehr als 10 Prozent oder schließt der Versiche-

B2-1.5 Wegfall des versicherten Interesses

 Fällt ein versichertes Interesse nach dem Beginn der 
Versicherung vollständig und dauerhaft weg, endet 
der Vertrag bezüglich dieses Interesses zu dem Zeit-
punkt, zu dem der Versicherer vom Wegfall des Inte-
resses Kenntnis erlangt.

B2-2 Kündigung nach Versicherungsfall

B2-2.1 Kündigungsrecht

 Der Versicherungsvertrag kann gekündigt werden, 
wenn

 a)  vom Versicherer eine Schadensersatzzahlung 
oder eine Zahlung von Sanierungskosten von Um-
weltschäden geleistet wurde, oder

 b)  der Versicherer den Anspruch des Versicherungs-
nehmers auf Freistellung zu Unrecht abgelehnt 
hat, oder

 c)  dem Versicherungsnehmer eine Klage über einen 
versicherten Anspruch gerichtlich zugestellt wird.

 Die Kündigung muss dem Vertragspartner in Text-
form (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) spätestens 
einen Monat nach der Zahlung, der Ablehnung oder 
der Zustellung der Klage zugegangen sein.

B2-2.2 Kündigung durch Versicherungsnehmer

 Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündi-
gung mit ihrem Zugang beim Versicherer wirksam.

 Der Versicherungsnehmer kann jedoch bestimmen, 
dass die Kündigung zu einem späteren Zeitpunkt, 
spätestens jedoch zum Ende der laufenden Versiche-
rungsperiode, wirksam wird.

B2-2.3 Kündigung durch Versicherer

 Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat 
nach ihrem Zugang beim Versicherungsnehmer wirk-
sam.

Abschnitt B3 

Anzeigepflicht, Gefahrerhöhung, andere Obliegenheiten

B3-1 Anzeigepflichten des Versicherungsnehmers 
oder seines Vertreters bis zum Vertragsschluss

B3-1.1 Vollständigkeit und Richtigkeit von Angaben über 
gefahrerhebliche Umstände

 Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe sei-
ner Vertragserklärung dem Versicherer alle ihm be-
kannten Gefahrumstände anzuzeigen, nach denen 
der Versicherer in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder 
Brief) gefragt hat und die für den Entschluss des Ver-
sicherers erheblich sind, den Vertrag mit dem ver-
einbarten Inhalt zu schließen. Diese Anzeigepflicht 
gilt auch dann, wenn der Versicherer dem Versiche-
rungsnehmer nach seiner Vertragserklärung, aber vor 
der Vertragsannahme Fragen im Sinn von Satz 1 in 
Textform stellt.

 Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versiche-
rungsnehmers geschlossen, so sind bei der Anwen-
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B3-3.1.2 Rechtsfolgen 

 Verletzt der Versicherungsnehmer vorsätzlich oder 
grob fahrlässig eine Obliegenheit, die er vor Eintritt 
des Versicherungsfalls gegenüber dem Versicherer 
zu erfüllen hat, so kann der Versicherer innerhalb 
eines Monats, nachdem er von der Verletzung Kennt-
nis erlangt hat, den Vertrag fristlos kündigen.

 Der Versicherer hat kein Kündigungsrecht, wenn der 
Versicherungsnehmer nachweist, dass er die Oblie-
genheit weder vorsätzlich noch grob fahrlässig ver-
letzt hat.

B3-3.2 Obliegenheiten bei und nach Eintritt des 
Versicherungsfalls

 Der Versicherungsnehmer hat bei und nach Eintritt 
des Versicherungsfalls folgende Obliegenheiten zu 
erfüllen:

B3-3.2.1 Er hat nach Möglichkeit für die Abwendung und Min-
derung des Schadens zu sorgen. Dabei hat der Ver-
sicherungsnehmer Weisungen des Versicherers, so-
weit für ihn zumutbar, zu befolgen sowie Weisungen 
– ggf. auch mündlich oder telefonisch – einzuholen, 
wenn die Umstände dies gestatten. Erteilen mehrere 
an dem Versicherungsvertrag beteiligte Versicherer 
unterschiedliche Weisungen, hat der Versicherungs-
nehmer nach pflichtgemäßem Ermessen zu handeln.

B3-3.2.2 Zusätzlich zu B3-3.2.1 gilt:

 a)  Jeder Versicherungsfall ist dem Versicherer inner-
halb einer Woche anzuzeigen, auch wenn noch 
keine Schadensersatzansprüche erhoben worden 
sind. Das Gleiche gilt, wenn gegen den Versiche-
rungsnehmer Haftpflichtansprüche geltend ge-
macht werden.

 b)  Er hat dem Versicherer ausführliche und wahr-
heitsgemäße Schadenberichte zu erstatten und 
ihn bei der Schadensermittlung und -regulierung 
zu unterstützen. Alle Umstände, die nach Ansicht 
des Versicherers für die Bearbeitung des Scha-
dens wichtig sind, müssen mitgeteilt sowie alle 
dafür angeforderten Schriftstücke übersandt wer-
den.

 c)  Wird gegen den Versicherungsnehmer ein staats-
anwaltschaftliches, behördliches oder gericht-
liches Verfahren eingeleitet, ein Mahnbescheid 
erlassen oder ihm gerichtlich der Streit verkündet, 
hat er dies unverzüglich anzuzeigen.

 d)  Gegen einen Mahnbescheid oder eine Verfügung 
von Verwaltungsbehörden auf Schadensersatz 
muss der Versicherungsnehmer fristgemäß Wider-
spruch oder die sonst erforderlichen Rechtsbehel-
fe einlegen. Einer Weisung des Versicherers be-
darf es nicht.

 e)  Wird gegen den Versicherungsnehmer ein Haft-
pflichtanspruch gerichtlich geltend gemacht, hat 
er die Führung des Verfahrens dem Versicherer zu 
überlassen. Der Versicherer beauftragt im Namen 
des Versicherungsnehmers einen Rechtsanwalt. 
Der Versicherungsnehmer muss dem Rechtsan-
walt Vollmacht sowie alle erforderlichen Auskünfte 
erteilen und die angeforderten Unterlagen zur Ver-
fügung stellen. 

rer die Gefahrabsicherung für den nicht angezeigten 
Umstand aus, so kann der Versicherungsnehmer den 
Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der Mit-
teilung des Versicherers ohne Einhaltung einer Frist 
kündigen. In dieser Mitteilung hat der Versicherer den 
Versicherungsnehmer auf dessen Kündigungsrecht 
hinzuweisen.

B3-1.3 Frist und Form für die Ausübung der Rechte des 
Versicherers

 Die Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur 
Vertragsänderung muss der Versicherer innerhalb 
eines Monats schriftlich geltend machen. Dabei hat er 
die Umstände anzugeben, auf die er seine Erklärung 
stützt. Zur Begründung kann er nachträglich weitere 
Umstände innerhalb eines Monats nach deren Kennt-
niserlangung angeben. Die Monatsfrist beginnt mit 
dem Zeitpunkt, zu dem der Versicherer von der Ver-
letzung der Anzeigepflicht und der Umstände Kennt-
nis erlangt, die das von ihm jeweils geltend gemachte 
Recht begründen.

B3-1.4 Hinweispflicht des Versicherers

 Die Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur 
Vertragsänderung stehen dem Versicherer nur zu, 
wenn er den Versicherungsnehmer durch gesonderte 
Mitteilung in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder 
Brief) auf die Folgen der Verletzung der Anzeigepflicht 
hingewiesen hat.

B3-1.5 Ausschluss von Rechten des Versicherers

 Der Versicherer kann sich auf seine Rechte zum 
Rücktritt, zur Kündigung oder zur Vertragsänderung 
nicht berufen, wenn er den nicht angezeigten Ge-
fahrumstand oder die Unrichtigkeit der Anzeige kann-
te.

B3-1.6 Anfechtung

 Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arg-
listiger Täuschung anzufechten, bleibt bestehen.

B3-1.7 Erlöschen der Rechte des Versicherers

 Die Rechte des Versicherers zum Rücktritt, zur Kündi-
gung und zur Vertragsänderung erlöschen mit Ablauf 
von fünf Jahren nach Vertragsschluss. Diese Rechte 
erlöschen nicht für Versicherungsfälle, die vor Ablauf 
dieser Frist eingetreten sind. Die Frist beträgt zehn 
Jahre, wenn der Versicherungsnehmer oder sein Ver-
treter die Anzeigepflicht vorsätzlich oder arglistig ver-
letzt hat.

B3-2 Gefahrerhöhung (entfällt, da nicht relevant)

B3-3 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers

B3-3.1 Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalls

B3-3.1.1 Besonders gefahrdrohende Umstände hat der Ver-
sicherungsnehmer auf Verlangen des Versicherers 
innerhalb angemessener Frist zu beseitigen. Dies gilt 
nicht, soweit die Beseitigung unter Abwägung der 
beiderseitigen Interessen unzumutbar ist. Ein Um-
stand, der zu einem Schaden geführt hat, gilt ohne 
weiteres als besonders gefahrdrohend.
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B4-2.2 Nichtanzeige einer Anschriften- oder 
Namensänderung

 Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner 
Anschrift dem Versicherer nicht mitgeteilt, genügt für 
eine Willenserklärung, die dem Versicherungsnehmer 
gegenüber abzugeben ist, die Absendung eines ein-
geschriebenen Briefs an die letzte dem Versicherer 
bekannte Anschrift. Die Erklärung gilt drei Tage nach 
der Absendung des Briefs als zugegangen. Dies gilt 
entsprechend für den Fall einer dem Versicherer nicht 
angezeigten Namensänderung des Versicherungs-
nehmers.

B4-2.3 Nichtanzeige der Verlegung der gewerblichen 
Niederlassung

 Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung unter 
der Anschrift seines Gewerbebetriebs abgeschlos-
sen, findet bei einer Verlegung der gewerblichen Nie-
derlassung B4-2.2 entsprechend Anwendung.

B4-3 Vollmacht des Versicherungsvertreters 
(entfällt, da nicht relevant)

B4-4 Verjährung

 Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag ver-
jähren in drei Jahren. Die Verjährung beginnt mit dem 
Schluss des Jahres, in dem der Anspruch entstan-
den ist und der Gläubiger von den Anspruch begrün-
denden Umständen und der Person des Schuldners 
Kenntnis erlangt. Die grob fahrlässige Unkenntnis 
steht der Kenntnis gleich.

 Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei 
dem Versicherer angemeldet worden, zählt bei der 
Fristberechnung der Zeitraum zwischen Anmeldung 
und Zugang der in Textform (z. B. E-Mail, Telefax 
oder Brief) mitgeteilten Entscheidung des Versiche-
rers beim Anspruchsteller nicht mit.

 Im Übrigen richtet sich die Verjährung nach den allge-
meinen Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs. 

B4-5 Örtlich zuständiges Gericht

B4-5.1  Klagen gegen den Versicherer

 Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den 
Versicherer bestimmt sich die gerichtliche Zustän-
digkeit nach dem Sitz des Versicherers oder seiner 
für den Versicherungsvertrag zuständigen Niederlas-
sung.

 Ferner ist auch das Gericht zuständig, in dessen Be-
zirk der Versicherungsnehmer zur Zeit der Klageerhe-
bung seinen Sitz, den Sitz seiner Niederlassung oder 
seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, 
seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat.

 Verlegt jedoch der Versicherungsnehmer nach Ver-
tragsschluss seinen Sitz, den Sitz seiner Niederlas-
sung, seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung eines 
solchen, seinen gewöhnlichen Aufenthalt ins Aus-
land, sind die Gerichte des Staates zuständig, in dem 
der Versicherer seinen Sitz hat.

B3-3.3 Leistungsfreiheit bei Obliegenheitsverletzung

B3-3.3.1 Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit 
nach B3-3.1 oder B3-3.2 vorsätzlich, so ist der Ver-
sicherer von der Verpflichtung zur Leistung frei. Bei 
grob fahrlässiger Verletzung der Obliegenheit ist der 
Versicherer berechtigt, seine Leistung in dem Ver-
hältnis zu kürzen, das der Schwere des Verschuldens 
des Versicherungsnehmers entspricht.

B3-3.3.2 Verletzt der Versicherungsnehmer eine nach Eintritt 
des Versicherungsfalls bestehende Auskunfts- oder 
Aufklärungsobliegenheit, ist der Versicherer nur dann 
vollständig oder teilweise leistungsfrei, wenn er den 
Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in 
Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) auf diese 
Rechtsfolge hingewiesen hat.

B3-3.3.3 Der Versicherer bleibt zur Leistung verpflichtet, wenn 
der Versicherungsnehmer nachweist, dass er die 
Obliegenheit nicht grob fahrlässig verletzt hat. Dies 
gilt auch, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, 
dass die Verletzung der Obliegenheit weder für den 
Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalls 
noch für die Feststellung oder den Umfang der dem 
Versicherer obliegenden Leistung ursächlich war. 
Das gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer die 
Obliegenheit arglistig verletzt hat.

Abschnitt B4 

Weitere Regelungen

B4-1 Mehrere Versicherer, Mehrfachversicherung

B4-1.1 Eine Mehrfachversicherung liegt vor, wenn das Risiko 
in mehreren Versicherungsverträgen versichert ist.

B4-1.2 Wenn die Mehrfachversicherung zustande gekom-
men ist, ohne dass der Versicherungsnehmer dies 
wusste, kann er die Aufhebung des später geschlos-
senen Vertrags verlangen.

B4-1.3 Das Recht auf Aufhebung erlischt, wenn der Ver-
sicherungsnehmer es nicht innerhalb eines Monats 
geltend macht, nachdem er von der Mehrfachver-
sicherung Kenntnis erlangt hat. Die Aufhebung wird 
zu dem Zeitpunkt wirksam, zu dem die Erklärung, mit 
der sie verlangt wird, dem Versicherer zugeht.

B4-2 Erklärungen und Anzeigen, Anschriftenänderung

B4-2.1 Form, zuständige Stelle

 Die für den Versicherer bestimmten Erklärungen und 
Anzeigen, die den Versicherungsvertrag betreffen 
und die unmittelbar gegenüber dem Versicherer erfol-
gen, sind in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) 
abzugeben. Dies gilt nicht, soweit gesetzlich Schrift-
form oder in diesem Vertrag etwas anderes bestimmt 
ist.

 Erklärungen und Anzeigen sollen an die Hauptverwal-
tung des Versicherers oder an die im Versicherungs-
schein oder in dessen Nachträgen als zuständige be-
zeichnete Stelle gerichtet werden. Die gesetzlichen 
Regelungen über den Zugang von Erklärungen und 
Anzeigen bleiben bestehen.
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B4-7 Embargobestimmung

 Es besteht – unbeschadet der übrigen Vertragsbe-
stimmungen – Versicherungsschutz nur, soweit und 
solange dem keine auf die Vertragsparteien direkt 
anwendbaren Wirtschafts-, Handels- oder Finanz-
sanktionen bzw. Embargos der Europäischen Union 
oder der Bundesrepublik Deutschland entgegenste-
hen. Dies gilt auch für Wirtschafts-, Handels- oder 
Finanzsanktionen bzw. Embargos, die durch die Ver-
einigten Staaten von Amerika im Hinblick auf den Iran 
erlassen werden, soweit dem nicht europäische oder 
deutsche Rechtsvorschriften entgegenstehen.

B4-5.2  Klagen gegen Versicherungsnehmer

 Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den 
Versicherungsnehmer bestimmt sich die gerichtliche 
Zuständigkeit nach dem Sitz, dem Sitz der Niederlas-
sung oder dem Wohnsitz des Versicherungsnehmers; 
fehlt ein solcher, nach seinem gewöhnlichen Aufent-
halt.

 Ist der Wohnsitz oder gewöhnliche Aufenthalt im Zeit-
punkt der Klageerhebung nicht bekannt, bestimmt 
sich die gerichtliche Zuständigkeit für Klagen aus 
dem Versicherungsvertrag gegen den Versicherungs-
nehmer nach dem Sitz des Versicherers oder seiner 
für den Versicherungsvertrag zuständigen Nieder-
lassung.

B4-6 Anzuwendendes Recht

 Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht.
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1. Best-Leistungs-Garantie Tiere

1.1 Sofern zum Zeitpunkt des Schadensereignisses ein in 
Deutschland zum Betrieb zugelassener Versicherer eine 
Tierhalter-Haftpflichtversicherung mit weitergehendem 
Leistungsumfang, höheren Entschädigungsgrenzen (Sub-
limits) oder geringeren Selbstbeteiligungen als die VHV 
anbietet, wird die VHV im Schadensfall 

 a)  den Versicherungsschutz um solche Leistungen er-
weitern,

 b)  Entschädigungsgrenzen (Sublimits) bis zur Höhe der 
Entschädigungsgrenzen des anderweitigen Versiche-
rers, jedoch maximal bis zu der diesem Vertrag zu-
grunde liegenden generellen Versicherungssumme, 
erweitern,

 c)  Selbstbeteiligungen, sofern es sich nicht um generell 
zum Vertrag vereinbarte handelt, auf die Höhe solcher 
eines anderweitigen Vertrages reduzieren.

1.2 Voraussetzung ist, dass der Versicherungsnehmer die 
weitergehenden Leistungen in Form von Versicherungs-
bedingungen schriftlich nachweist.

1.3 Von der Erweiterung des Versicherungsschutzes ausge-
schlossen sind Haftpflichtansprüche

 a)  aus im Ausland vorkommenden Schadensereignissen 
(A1-6.5 AVB Tierhalter-Haftpflicht KLASSIK-GARANT),

 b)  wegen der Befriedigung von Ansprüchen über die 
gesetzliche Haftpflicht hinaus (A1-3.1 AVB Tierhalter-
Haftpflicht KLASSIK-GARANT),

 c)  aufgrund beruflicher und gewerblicher Risiken (A1-1 
AVB Tierhalter-Haftpflicht KLASSIK-GARANT),

 d)  wegen Vorsatz (A1-7.1 AVB Tierhalter-Haftpflicht 
KLASSIK-GARANT),

 e)  wegen vertraglicher Haftung (A1-3.2 AVB Tierhalter-
Haftpflicht KLASSIK-GARANT),

 f)  wegen Eigenschäden (A1-7.4 AVB Tierhalter-Haft-
pflicht KLASSIK-GARANT),

 g)  aufgrund des Haltens und des Gebrauchs von ver-
sicherungspflichtigen Kraft-, Luft- oder Wasserfahr-
zeugen (A1-6.4 und 7.14 bis 16 AVB Tierhalter-Haft-
pflicht KLASSIK-GARANT),

 h)  wegen Schäden, die auf Asbest, asbesthaltige Sub-
stanzen oder Erzeugnisse zurückzuführen sind (A1-7.7 
AVB Tierhalter-Haftpflicht KLASSIK-GARANT).

1.4  Für bereits bei der VHV mitversicherte Leistungen gelten 
die Ausschlüsse hinsichtlich der Entschädigungsgrenzen 
(Sublimits) und Selbstbeteiligungen nicht.

2.  Neuwertentschädigung

2.1 Abweichend von A1-3.1 AVB Tierhalter-Haftpflicht Klas-
sik-Garant 2017 leistet der Versicherer auf Wunsch des 
Versicherungsnehmers für Sachschäden Schadenersatz 
zum Neuwert.

2.2 Die Höchstentschädigung ist auf 3.000 EUR je Versiche-
rungsfall und Versicherungsjahr begrenzt.

2.3 Sofern für diesen Vertrag eine generelle Selbstbeteiligung 
vereinbart wurde, gilt diese nicht bei einer Neuwertent-
schädigung.

2.4 Der beschädigte/zerstörte Gegenstand darf zum Zeitpunkt 
der Beschädigung/Zerstörung nicht älter als 12 Monate ab 
Kaufdatum sein. Der Nachweis des Kaufdatums obliegt 
dem Versicherungsnehmer.

 Kann das Kaufdatum nicht nachgewiesen werden, besteht 
lediglich Anspruch auf Zeitwertentschädigung.

2.5 Ausgeschlossen bleiben Schäden an

 a)  mobilen Kommunikationsmitteln jeder Art (z. B. Mobile 
Telefone, Pager),

 b)  Computern jeder Art, auch tragbaren Computersyste-
men (z. B. Laptop, Tablet-PC),

 c) Film- und Fotoapparaten,

 d)  tragbaren Musik- oder Videowiedergabegeräten (z. B. 
MP3-Player, CD-Wiedergabegeräte),

 e) Brillen jeder Art.

3. Verbesserte Forderungsausfalldeckung (Opferschutz)

3.1 Ergänzend zu A3-1.1 AVB Tierhalter-Haftpflicht Klassik-
Garant 2017 besteht auch dann Versicherungsschutz, 
wenn der Schadenersatzanspruch des Versicherungs-
nehmers aufgrund eines Personenschadens nicht durch-
gesetzt werden kann, weil der Tierhalter oder -hüter des 
schadenverursachenden Tieres nicht bekannt ist.

Zusatzbedingungen für die BEST-LEISTUNGS-GARANTIE TIERE
(ZB BEST-LEISTUNGS-GARANTIE TIERE 2017)

H 143

Diese Zusatzbedingungen mit ergänzendem Versicherungsschutz gelten für Ihren Vertrag – nur sofern ausdrücklich verein-
bart – zusätzlich zu den Allgemeinen Versicherungsbedingungen für die Private Tierhalter-Haftpflichtversicherung KLASSIK-
GARANT (AVB Tierhalter-Haftpflicht Klassik-Garant 2017)
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 e)  der Tierhalter oder -hüter des schadenverursachenden 
Tieres unbekannt bleibt. 

3.3 Die Entschädigungsleistung des Versicherers ist auf 
50.000 EUR je Versicherungsfall und -jahr begrenzt. Das 
gilt auch dann, wenn sich der Versicherungsschutz auf 
mehrere entschädigungspflichtige Personen erstreckt. 

3.4  Der Versicherer leistet keine Entschädigung für 

 a) psychische Folgeschäden,

 b) Sachschäden.

3.2 Der Versicherer ist gegenüber dem Versicherungsnehmer 
oder einer gemäß A1-2 AVB Tierhalter-Haftpflicht Klassik-
Garant 2017 versicherten Person nur dann leistungspflich-
tig, wenn 

 a)  der Tierhalter oder -hüter des schadenverursachenden 
Tieres eine vorsätzliche Straftat begangen hat,

 b)  aufgrund dessen eine Strafanzeige vom Versiche-
rungsnehmer oder der versicherten Person gestellt 
wurde,

 c)  das polizeiliche Ermittlungsverfahren eingestellt wurde 
und der schriftliche Einstellungsbescheid vorliegt,

 d)  der Versicherer Einblick in die polizeiliche Ermittlungs-
akte erhalten hat,
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Tarifbestimmungen Private Haftpflichtversicherungen
Stand: 01.01.2017

A.  Allgemeine Tarifbestimmungen

1.    Geltungsbereich

      Die Tarife gelten für Versicherungsnehmer, die zum Zeit-
punkt des Vertragsabschlusses ihren Hauptwohnsitz in der
Bundesrepublik Deutschland haben.

2.    Vertragsdauer

      Soweit kein späteres Datum vereinbart wird, beginnt der
Vertrag und der durch ihn gewährte Versicherungsschutz
mit dem Tag des Antragseinganges bei der VHV. Der Vertrag
wird auf die Dauer von mindestens einem Jahr geschlossen.
Sofern eine zeitliche Deckungslücke vom Ablauf des bishe-
rigen Vertrages (24.00 Uhr bzw. 0 Uhr) und des Beginns des
VHV-Vertrages (12.00 Uhr mittags) besteht, gewährt die
VHV für diesen Zeitraum den im VHV-Vertrag dokumentier-
ten Versicherungsschutz. Nach Ablauf dieser Zeit verlängert
sich der Vertrag stillschweigend von Jahr zu Jahr, sofern der
anderen Vertragspartei nicht spätestens drei Monate vor
Ablauf eine Kündigung in Textform zugegangen ist.

3.    Zahlungsweise

      Bei unterjähriger Zahlungsweise erhöht sich der Jahres -
beitrag (ohne Versicherungssteuer) um

      – 3 % bei halbjährlicher Zahlung,
      – 5 % bei vierteljährlicher Zahlung,
      – 8% bei monatlicher Zahlung.

      Eine monatliche Zahlung des Versicherungsbeitrages ist nur
bei Erteilung eines SEPA-Lastschriftmandats möglich.

4.    Kurzfristige Versicherungen

      Für Versicherungen oder vorübergehende Erweiterungen
des Versicherungsschutzes mit einer Dauer von weniger als
einem Jahr gilt folgende Beitragsstaffel:

      –   bis zu 1 Monat 25 %,
      –   bis zu 3 Monaten 50 %,
      –   bis zu 6 Monaten 75 %,
      –   darüber 100 % des Jahresbeitrages.

5.    Versicherungsteuer / Nebengebühren

      Die VHV ist gesetzlich verpflichtet Versicherungsteuer zu
erheben. Bei Haftpflichtversicherungen beträgt der Steuer-
satz 19 % (Stand: 1.1.2007). Nebengebühren (z. B. für die
Ausfertigung der Versicherungsscheine) werden nicht erho-
ben.

B.  Besondere Tarifbestimmungen

1.    Tierhalter-Haftpflichtversicherung 

1.1  Vorschäden 

      Bei zwei Vorschäden in den letzten fünf Kalenderjahren vor
Antragstellung, kann nur ein Vertrag mit Selbstbehalt verein-
bart werden. Bei drei oder mehr Vorschäden in den letzten
fünf Kalenderjahren vor Antragstellung ist eine Annahme
des Antrages nicht möglich. 

1.2  Beitragsberechnung

      Bei der Beitragsberechnung sind alle vorhandenen Hunde/
Pferde zu berücksichtigen.

1.3  Hunderassen

      Die Angabe der Rasse des Hundes ist zwingend erforder-
lich. Bei Mischlingshunden sind die beteiligten Rassen anzu -
geben. 

      Hunde der folgenden Rassen können nicht versichert 
werden:

      –   American Pit Bull Terrier (Pitbull Terrier)
      –   American Staffordshire Terrier (Staffordshire Terrier)
      –   Bull Terrier (Bullterrier, Miniature Bull Terrier)
      –   Staffordshire Bull Terrier (Staffordshire Bullterrier) 
      –   American Bulldog (Old Country Bulldog, Old English

White)
      –   Bullmastiff
      –   Cane Corso Italiano (Italienischer Corso-Hund, 

Cane Corso, Corso-Hund, Cane Di Maccelaio)
      –   Coban Köpegi (Kangal, Anatolischer Hirtenhund, 

Karabash, Sivas-Kangal, Akbas)
      –   Dobermann
      –   Dogo Argentino (Dog Argentino, Argentinische Dogge)
      –   Dogo Canario (Perro de Presa Canario, Canary Dog,

Alano)
      –   Dogue de Bordeaux (Bordeauxdogge, Bordeaux Mastiff)
      –   Fila Brasileiro (Brasilianischer Mastiff)
      –   Kaukasischer Owtscharka (Caucasian Owtscharka, 

Kaukasischer Schäferhund, Kawkasky Owtscharka,
Kavkazskaïa Ovtcharka)

      –   Mastiff ((Old) English Mastiff)
      –   Mastin Espanol (Spanischer Mastiff, Spanische Dogge,

Mastin leonés, Mastin extremeno, Mastin manchego)
      –   Mastino Napoletano
      –   Perro dogo mallorquín (Ca de Bou, Mallorca-Dogge,

Perro de Presa Mallorquin, Presa Mallorquin)
      –   Rottweiler
      –   Tosa Inu (Japanischer Kampfhund, Tosa Ken, 

Tosa Token)

      sowie alle aus Kreuzungen mit diesen Hunderassen hervor-
gegangene Mischlinge ersten Grades. Dazu gehört auch
der so genannte „Bandog“.

      Bei den vorgenannten Hunderassen können zum Teil noch
andere bzw. abweichende Bezeichnungen oder Schreibwei-
sen gelten. In Zweifelsfällen ist bei der VHV nachzufragen.



Mit diesen Hinweisen informieren wir Sie über die Verarbeitung Ihrer personenbezo-
genen Daten durch die VHV Allgemeine Versicherung AG und die Ihnen nach dem 
Datenschutzrecht zustehenden Rechte.
1. Verantwortlicher für die Datenverarbeitung
VHV Allgemeine Versicherung AG
VHV-Platz 1
30177 Hannover 
Telefon: +49 (0)511.907- 0
E-Mail-Adresse: service@vhv.de
Unseren Datenschutzbeauftragten erreichen Sie unter den vorgenannten Kontakt-
daten oder unter datenschutzbeauftragter@vhv.de.
2. Zwecke und Rechtsgrundlagen der Datenverarbeitung
Wir verarbeiten Ihre personenbezogenen Daten unter Beachtung der EU-Daten-
schutz-Grundverordnung (DSGVO), der datenschutzrechtlich relevanten Bestim-
mungen des Versicherungsvertragsgesetzes (VVG), des Bundesdatenschutzge-
setzes (BDSG) sowie aller weiteren maßgeblichen Gesetze. Darüber hinaus hat sich 
unser Unternehmen auf die „Verhaltensregeln für den Umgang mit personenbezo-
genen Daten durch die deutsche Versicherungswirtschaft“ verpflichtet, die die oben 
genannten Gesetze für die Versicherungswirtschaft präzisieren. Diese können Sie 
im Internet unter www.vhv.de unter der Rubrik Datenschutz abrufen. 
Stellen Sie einen Antrag auf Versicherungsschutz, benötigen wir die von Ihnen hier-
bei gemachten Angaben für den Abschluss des Vertrags und zur Einschätzung des 
von uns zu übernehmenden Risikos. Wir verarbeiten diese personenbezogenen 
Daten, um das von uns zu übernehmende Risiko bestimmen und einschätzen zu 
können. Kommt der Versicherungsvertrag zustande, verarbeiten wir diese Daten zur 
Durchführung des Vertragsverhältnisses, z. B. zur Policierung oder Rechnungsstel-
lung. Angaben zum Schaden benötigen wir, um prüfen zu können, ob ein Versiche-
rungsfall eingetreten ist. Der Abschluss bzw. die Durchführung des Versiche-
rungsvertrags ist ohne die Verarbeitung Ihrer Daten nicht möglich. Darüber 
hinaus benötigen wir Ihre personenbezogenen Daten zur Erstellung von versiche-
rungsspezifischen Statistiken, z. B. für die Entwicklung neuer Tarife oder zur Erfüllung 
aufsichtsrechtlicher Vorgaben. Die Daten aller mit der VHV Allgemeine Versiche-
rung AG bestehenden Verträge nutzen wir für eine Betrachtung der gesamten Kun-
denbeziehung, beispielsweise zur Beratung hinsichtlich einer Vertragsanpassung, 
-ergänzung, für Kulanzentscheidungen oder für umfassende Auskunftserteilungen.
Rechtsgrundlage für diese Verarbeitungen personenbezogener Daten für vorver-
tragliche und vertragliche Zwecke ist Art. 6 Abs. 1 b) DSGVO. Soweit dafür beson-
dere Kategorien personenbezogener Daten (z. B. Ihre Gesundheitsdaten bei 
Abschluss eines Lebensversicherungsvertrags) erforderlich sind, holen wir Ihre Ein-
willigung nach Art. 9 Abs. 2 a) i. V. m. Art. 7 DSGVO ein. Erstellen wir Statistiken mit 
diesen Datenkategorien, erfolgt dies auf Grundlage von Art. 9 Abs. 2 j) DSGVO 
i. V. m. § 27 BDSG. 
Die genannten Zwecke und Rechtsgrundlagen erstrecken sich auch auf Testverfah-
ren zur Entwicklung, Implementierung und Kontrolle der hierzu eingesetzten auto-
matisierten Datenverarbeitungsverfahren.
Ihre Daten verarbeiten wir auch, wenn es nach Art. 6 Abs. 1 f) DSGVO erforderlich 
ist, um berechtigte Interessen von uns oder von Dritten zu wahren. Dies kann insbe-
sondere der Fall sein:
– zur Gewährleistung der IT-Sicherheit und des IT-Betriebs,
–  zur Werbung für unsere eigenen Versicherungsprodukte und für andere Produkte 

der Unternehmen der VHV Gruppe und deren Kooperationspartner sowie für Markt- 
und Meinungsumfragen,

–  zur Verhinderung und Aufklärung von Straftaten, insbesondere von Datenanalysen 
zur Erkennung von Unstimmigkeiten, die auf Versicherungsmissbrauch hindeuten 
können.

Darüber hinaus verarbeiten wir Ihre personenbezogenen Daten zur Erfüllung gesetz-
licher Verpflichtungen wie z. B. aufsichtsrechtlicher Vorgaben, handels- und steuer-
rechtlicher Aufbewahrungspflichten oder unserer Beratungspflicht. Als Rechts grund-
lage für die Verarbeitung dienen in diesem Fall die jeweiligen gesetzlichen Rege lun gen 
i. V. m. Art. 6 Abs. 1 c) DSGVO.
Sollten wir Ihre personenbezogenen Daten für andere, oben nicht genannte Zwecke 
verarbeiten wollen, werden wir Sie darüber zuvor informieren. 
3. Nutzung Ihrer E-Mail-Adresse
Wenn Sie uns im Rahmen der Bearbeitung eines Vorgangs Ihre E-Mail-Adresse zur 
Kenntnis bringen, speichern wir diese und nutzen sie ggf. für die weitere Kommuni-
kation zu dem betreffenden Vertrag oder Schaden, sofern Sie dieser Nutzung nicht 
widersprechen. 
Wir weisen Sie ferner darauf hin, dass wir Ihre E-Mail-Adresse, soweit Sie uns diese 
mitgeteilt haben, zur Werbung für eigene oder ähnliche Versicherungsprodukte ver-
wenden. Sie können auch dieser Nutzung jederzeit formlos widersprechen, ohne 
dass hierfür andere als die Übermittlungskosten nach den Basistarifen anfallen.
4. Kategorien von Empfängern der personenbezogenen Daten
Rückversicherer:
Von uns übernommene Risiken versichern wir bei speziellen Versicherungsunter-
nehmen (Rückversicherer). Dafür kann es erforderlich sein, Ihre Vertrags- und ggf. 
Schadendaten an einen Rückversicherer zu übermitteln, damit dieser sich ein eige-
nes Bild über das Risiko oder den Versicherungsfall machen kann.
Vermittler:
Soweit Sie hinsichtlich Ihrer Versicherungsverträge von einem Vermittler betreut 
werden, verarbeitet Ihr Vermittler die zum Abschluss und zur Durchführung des Ver-
trags benötigten Antrags-, Vertrags- und Schadendaten. Auch übermittelt unser 
Unternehmen diese Daten an die Sie betreuenden Vermittler, soweit diese die Infor-
mationen zu Ihrer Betreuung und Beratung in Ihren Versicherungs- und Finanz-
dienstleistungsangelegenheiten benötigen.
Datenverarbeitung in der Unternehmensgruppe:
Spezialisierte Unternehmen bzw. Bereiche unserer Unternehmensgruppe nehmen 
bestimmte Datenverarbeitungsaufgaben für die in der Gruppe verbundenen Unter-
nehmen zentral wahr. Soweit ein Versicherungsvertrag zwischen Ihnen und einem 
oder mehreren Unternehmen unserer Gruppe besteht, können Ihre Daten etwa zur 
zentralen Verwaltung von Anschriftendaten, für den telefonischen Kundenservice, 
zur Vertrags- und Leistungsbearbeitung, für In- und Exkasso oder zur gemeinsamen 

Postbearbeitung zentral durch ein Unternehmen der Gruppe verarbeitet werden. In 
unserer Dienstleisterliste finden Sie die Unternehmen, die an einer zentralisierten 
Datenverarbeitung teilnehmen.

Externe Dienstleister:
Wir bedienen uns zur Erfüllung unserer vertraglichen und gesetzlichen Pflichten 
zum Teil externer Dienstleister. 
Eine Auflistung der von uns eingesetzten Auftragnehmer und Dienstleister nebst, 
sofern erforderlich, der Fundstelle ihrer Datenschutzhinweise im Internet, zu denen 
nicht nur vorübergehende Geschäftsbeziehungen bestehen, sowie der Unterneh-
men unserer Gruppe, die an einer zentralisierten Datenverarbeitung teilnehmen, 
können Sie unserer Internetseite unter www.vhv.de unter der Rubrik Datenschutz 
entnehmen. Sofern von Ihnen gewünscht, können wir Ihnen diese Liste auch in 
Schrift form zukommen lassen.

Weitere Empfänger:
Darüber hinaus können wir Ihre personenbezogenen Daten an weitere Empfänger 
übermitteln, z. B. an Behörden zur Erfüllung gesetzlicher Mitteilungspflichten. Hierzu 
zählen u. a. die Zentralstelle für Finanztransaktionsuntersuchungen im Rahmen der 
Geld wäscheprävention und die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 
(BaFin). Im Falle von Sanktionslistentreffern erfolgen Meldungen an die Bundesbank.

5. Dauer der Datenspeicherung
Wir löschen Ihre personenbezogenen Daten sobald sie für die oben genannten 
 Zwecke nicht mehr erforderlich sind. Dabei kann es vorkommen, dass personen-
bezogene Daten für die Zeit aufbewahrt werden, in der Ansprüche gegen unser 
Unternehmen geltend gemacht werden können (gesetzliche Verjährungsfrist von 
drei oder bis zu dreißig Jahren). Zudem speichern wir Ihre personenbezogenen 
Daten, solange wir dazu gesetzlich verpflichtet sind. Dies ergibt sich regelmäßig 
durch rechtliche Nachweis- und Aufbewahrungspflichten, die unter anderem im 
 Handelsgesetzbuch, der Abgabenordnung und dem Geldwäschegesetz geregelt 
sind. Die Speicherfristen betragen danach bis zu zehn Jahre. 

6. Betroffenenrechte
Sie können unter der o. g. Adresse Auskunft über die zu Ihrer Person gespeicherten 
Daten verlangen. Darüber hinaus können Sie unter bestimmten Voraussetzungen 
die Berichtigung oder die Löschung Ihrer Daten verlangen. Ihnen kann weiterhin ein 
Recht auf Einschränkung der Verarbeitung Ihrer Daten sowie ein Recht auf Heraus-
gabe der von Ihnen bereitgestellten Daten in einem strukturierten, gängigen und 
maschinenlesbaren Format zustehen. 

Widerspruchsrechte
Sie haben ferner das Recht, einer Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten 
zu Zwecken der Direktwerbung zu widersprechen. Ihren Werbewiderspruch rich-
ten Sie bitte an  service@vhv.de.
Verarbeiten wir Ihre Daten zur Wahrung berechtigter Interessen, können Sie dieser 
Verarbeitung widersprechen, wenn sich aus Ihrer besonderen Situation Gründe 
ergeben, die gegen die Datenverarbeitung sprechen. Dieses Recht können Sie 
ebenfalls unter der o. g. Adresse geltend machen.

Beschwerderecht
Sie haben die Möglichkeit, sich mit einer Beschwerde an den oben genannten 
Datenschutzbeauftragten oder an eine Datenschutzaufsichtsbehörde zu wenden. 
Die für uns zuständige Datenschutzaufsichtsbehörde ist: Die Landesbeauftragte für 
den Datenschutz in Niedersachsen, Prinzenstr. 5, 30159 Hannover. 

7. Hinweis- und Informationssystem der Versicherungswirtschaft
Die Versicherungswirtschaft nutzt das Hinweis- und Informationssystem (HIS) der 
informa HIS GmbH, Krenzberger Ring 68, 65205 Wiesbaden zur Unterstützung der 
Risikobeurteilung im Antragsfall, zur Sachverhaltsaufklärung bei der Leistungsprü-
fung sowie bei der Bekämpfung von Versicherungsmissbrauch. Dafür ist ein Aus-
tausch bestimmter personenbezogener Daten mit dem HIS erforderlich. Der Betrieb 
des HIS beruht auf den berechtigten Interessen der Versicherungswirtschaft gem. 
Art. 6 Abs. 1 f) DSGVO, die wir gerne erläutern:

Einmeldung:
An das HIS melden wir – ebenso wie andere Versicherungsunternehmen – erhöhte 
Risiken sowie Auffälligkeiten, die auf Versicherungsmissbrauch hindeuten könnten 
und daher einer näheren Prüfung bedürfen. Die Meldung ist bei Antragstellung oder 
im Schadenfall möglich und kann eine Person oder eine Sache, z. B. ein Kfz, betref-
fen. Eine Meldung zur Person ist möglich, wenn ungewöhnlich oft Schäden gemel-
det werden oder z. B. das Schadenbild mit der Schadenschilderung nicht in Einklang 
zu bringen ist. Die Versicherer müssen im Schadenfall wissen, ob ein Fahrzeug 
schwerwiegende oder unreparierte Vorschäden hatte oder sogar schon einmal als 
gestohlen gemeldet wurde. Aus diesem Grunde melden wir Fahrzeuge an das HIS, 
wenn diese einen Totalschaden haben, gestohlen worden sind sowie im Falle von 
Abrechnungen ohne Reparaturnachweis. Immobilien melden wir an das HIS, wenn 
wir eine ungewöhnlich hohe Schadenhäufigkeit feststellen. Sollten wir Sie, Ihre 
Immobilie oder Ihr Fahrzeug an das HIS melden, werden Sie in jedem Fall über die 
Einmeldung benachrichtigt. 

Anfragen:
Bei der Prüfung Ihres Antrags auf Abschluss eines Versicherungsvertrags oder 
Regulierung eines Schadens richten wir Anfragen zur Person oder Sache (z. B. Kfz) 
an das HIS und speichern die Ergebnisse der Anfragen. Im Schadenfall kann es 
nach einem Hinweis durch das HIS erforderlich sein, genauere Angaben zum Sach-
verhalt von den Versicherern, die Daten an das HIS gemeldet haben, zu erfragen. 
Auch diese Ergebnisse speichern wir, soweit sie für die Prüfung des Versicherungs-
falls relevant sind. 
Es kann auch dazu kommen, dass wir Anfragen anderer Versicherer (als Folge einer 
HIS-Auskunft) in einem späteren Leistungsfall beantworten und daher Auskunft über 
Ihren Schadenfall geben müssen. Diese Formen der HIS-Nutzung basieren sowohl 
auf dem berechtigten Interesse des Versicherers als auch auf dem Erlaubnistatbe-
stand der Vertragsdurchführung [Art. 6 Abs. 1 b) und f) DSGVO].
Eine detaillierte Beschreibung des HIS finden Sie im Internet unter www.informa-irfp.de. 
In begründeten Fällen können Sie der HIS-Einmeldung und -Abfrage widerspre-
chen. Einen Widerspruch richten Sie bitte an die oben unter 1. genannte Adresse.00
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8. Datenaustausch mit Ihrem früheren Versicherer
Um Ihre Angaben bei Abschluss des Versicherungsvertrags (z. B. zur Mitnahme 
eines Schadenfreiheitsrabatts in der Kfz-Haftpflichtversicherung) bzw. Ihre Angaben 
bei Eintritt des Versicherungsfalls überprüfen und bei Bedarf ergänzen zu können, 
kann im dafür erforderlichen Umfang ein Austausch von personenbezogenen Daten 
mit dem von Ihnen im Antrag benannten früheren Versicherer erfolgen.
Diese Übermittlung basiert sowohl auf dem berechtigten Interesse des Versicherers 
als auch auf dem Erlaubnistatbestand der Vertragsdurchführung [Art. 6 Abs. 1 b) und 
f) DSGVO] .
9. Bonitätsauskünfte
Soweit es zum Vertragsschluss oder zur Vertragsdurchführung aufgrund unserer 
berechtigten Interessen notwendig ist, fragen wir bei Auskunfteien Informationen zur 
Beurteilung Ihrer Zahlungsfähigkeit oder Ihres allgemeinen Zahlungsverhaltens ab. 
Die von uns angefragten Auskunfteien entnehmen Sie bitte unserer Dienstleister-
liste.
10. Datenübermittlung in ein Drittland
Sollten wir personenbezogene Daten an Dienstleister außerhalb des Europäischen 
Wirtschaftsraums (EWR) übermitteln, erfolgt die Übermittlung nur, soweit dem Dritt-
land durch die EU-Kommission ein angemessenes Datenschutzniveau bestätigt 
wurde oder andere angemessene Datenschutzgarantien (z. B. verbindliche unter-
nehmensinterne Datenschutzvorschriften oder EU-Standardvertragsklauseln) vor-

handen sind. Detaillierte Informationen dazu sowie über das Datenschutzniveau bei 
unseren Dienstleistern in Drittländern finden Sie ggf. in unserer Dienstleisterliste. 
Sie können die Informationen auch unter den unter 1. genannten Kontaktinforma-
tionen anfordern.
11. Automatisierte Einzelfallentscheidungen
Auf Basis Ihrer Angaben zum Risiko, zu denen wir Sie bei Antragstellung befragen, 
entscheiden wir vollautomatisiert etwa über das Zustandekommen oder die Kündi-
gung des Vertrags, mögliche Risikoausschlüsse oder über die Höhe der von Ihnen 
zu zahlenden Versicherungsprämie. 
Aufgrund Ihrer Angaben zum Versicherungsfall und der zu Ihrem Vertrag gespei-
cherten Daten entscheiden wir vollautomatisiert über unsere Leistungspflicht. 
Die vollautomatisierten Entscheidungen beruhen auf vom Unternehmen vorher fest-
gelegten Regeln zur Gewichtung der Informationen: 
Bei Nichtzahlung des Versicherungsbeitrags erfolgt nach den jeweiligen Versiche-
rungsbedingungen eine automatisierte Vertragskündigung.
In der Kfz-Versicherung gewähren wir im Zuge automatisierter Antragsprüfung bei 
negativen Auskünften (Zahlungsunfähigkeit, eidesstattliche Versicherung oder Insol-
venzverfahren = sog. „harte Treffer“) keinen Kaskoversicherungsschutz und in der 
Haftpflichtversicherung nur Versicherungsschutz in Höhe der gesetzlichen Mindest-
deckung.









VHV Allgemeine Versicherung AG
VHV-Platz 1
30177 Hannover
T 0511.65 50 50 30
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